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5VORWORT
VoRwoRT 
2010 war ein gutes Jahr für gemeinnützige Stiftungen in der Schweiz. Mit dem wirtschaftlichen 
Aufschwung haben sich die Wertbestände der Stiftungen erholt, und das «annus horibilis» 2008 
verblasst in der Erinnerung. Dies macht sich auch in der Anzahl der Gründungen bemerkbar, 
die nach dem Rückgang im vergangenen Jahr wiederum deutlich zugenommen haben. Dank 
der laufend aktualisierten Datenbank des Centre for Philanthropy Studies (CEPS) können in 
diesem Stiftungsreport wieder neue Fakten zur Anatomie der Schweizer Stiftungslandschaft 
präsentiert werden. Diesmal liegt der Fokus vor allem auf den regionalen Unterschieden. Die 
Beiträge aus der Westschweiz und dem Tessin zeigen, dass der Stiftungstrend nicht nur in der 
Deutschschweiz anhält. 
Im Vergleich zum Stiftungsreport 2010 bietet die diesjährige Ausgabe aber nicht nur aktu-
elle Zahlen, sondern trägt in sich auch einige Neuerungen. Der Schweizer Stiftungsreport 2011 
ist das Ergebnis einer neu gestarteten Kooperation zwischen SwissFoundations, dem Zentrum 
für Stiftungsrecht an der Universität Zürich und dem Centre for Philanthropy Studies der 
Universität Basel. Die unterschiedlichen Perspektiven und Schwerpunkte der drei Herausgeber 
bieten ein spannendes Konzentrat zu Zustand und Entwicklung des Schweizer Stiftungswesens. 
Wie wichtig es für Stiftungen ist, den Puls der politischen Meinungsbildung zu fühlen und 
aktiv die eigenen Interessen zu vertreten, zeigen die Bewegungen im Zusammenhang mit der 
Motion Luginbühl, der Mehrwertsteuerreform sowie der Neuorganisation der kantonalen Stif-
tungsaufsicht. Auch der Blick ins nähere Ausland hilft zu verstehen, in welche Richtung sich 
die Stiftungen selbst, vor allem aber auch die Förderbereiche der Stiftungen entwickeln. Seit 2000 
ist kaum ein Jahr vergangen, ohne dass in einem europäischen Land das Stiftungsrecht über-
arbeitet worden wäre. 
Schliesslich greift der Schweizer Stiftungsreport aktuelle Themen und Trends des vergangenen 
Jahres auf: Allein schon aus ökonomischer Überlegung heraus werden Dachstiftungen und 
Kooperationen zukünftig an Bedeutung gewinnen, da sie Kosten einsparen helfen und Programme 
breit abstützen. Die neuen Konzepte der Philanthropie erscheinen bisweilen als wohlformu-
lierte Worthülsen, die an alten Wein in neuen Schläuchen erinnern. Dennoch lohnt sich ein 
genauerer Augenschein, denn vermehrt wird der Austausch über Social Entrepreneurship 
oder Venture Philanthropy gesucht und organisiert.
Der Schweizer Stiftungsreport ist eine Informationsquelle für Stiftungsvertreter, Politiker, 
Medienvertreter, Aufsichtsbehörden und weitere Interessierte und soll dazu dienen, das Ver-
ständnis und die Berichterstattung über das Schweizer Stiftungswesen zu verbessern. Last but 
not least ist er auch eine Bestandsaufnahme mit dem Ziel, als Nachschlagewerk die Entwick-
lung des Schweizer Stiftungswesens kontinuierlich nachvollziehbar zu machen. 
Wir wünschen viel Spass beim Lesen und Durchblättern und freuen uns auf Ihre Anregungen. 
Beate Eckhardt, lic. phil. I, MScom
Prof. Dr. Dominique Jakob




Nach wie vor verzeichnet der Schwei- 
zer Stiftungssektor ein deutliches 
Wachstum. So wurden über 57 % der 
heute mehr als 12 500 gemeinnützi-
gen Stiftungen in den letzten zwanzig 
Jahren gegründet. Die Gründe hier- 
für sind vielfältig und auch ausser-
halb des Stiftungssektors zu suchen. 
Zunächst gibt es ohne Stifterinnen 
und Stifter keine Stiftungen. Aktuell 
steht eine geburtenstarke Generation 
vor dem Eintritt ins Rentenalter, die 
ihr Arbeitsleben in einer stabilen 
und höchst produktiven Epoche ver-
bracht hat. Die Zeit seit dem zweiten 
Weltkrieg gilt als eine der längsten 
Friedensperioden Europas, in der 
sich umfangreiche, frei verfügbare 
Privatvermögen bilden konnten. Al-
leine in der Schweiz rechnet man 
damit, dass innerhalb der nächsten 
Jahre 900 Mrd. CHF vererbt wer-
den. Ohne Zweifel wird ein Anteil 
dieses Betrags in Stiftungen ange-
legt werden, um einen Beitrag zur 
gesellschaftlichen Entwicklung zu 
leisten. Ein weiterer Grund für die 
vielen Stiftungsgründungen ist die 
zunehmende Individualisierung der 
Gesellschaft. Während früher die 
Verwirklichung des eigenen gemein-
nützigen Handelns in einer Gruppe 
gesucht wurde oder in Zusammen-
arbeit mit Gleichgesinnten Initiati-
ven und Vereine gegründet wurden, 
kann bei Stiftungen die Stifterin 
oder der Stifter selbst entschei-
den, in welchem Ausmass sie oder 
er selbst in Erscheinung treten wol-
len. Die Spanne reicht dabei von der 
ZAHlEN & FAKTEN
ZAHlEN & FAKTEN
ZH 2153 998 46.4%
GE 1046 517 49.4%
VD 1394 214 15.4 %
BE 1330 415 31.2%
BS 842 133 15.8 %
TI 716 74 10.3 %
VS 513 47 9.2 %
LU 504 105 20.8 %
SG 489 67 13.7 %
AG 488 72 14.8 %
GR 437 68 15.6 %
FR 394 95 24.1 %
NE 343 37 10.8 %
BL 339 47 13.9 %
SO 271 44 16.2 %
ZG 236 133 56.4% 
TG 235 21 8.9 %
SZ 168 54 32.1%
GL 130 4 3.1 %
JU 107 7 6.5 %
SH 103 13 12.6 %
AR 94 11 11.7 %
NW 69 24 34.8%
OW 61 13 21.3 %
UR 39 5 12.8 %































































Einsatzmöglichkeiten von Stiftungen 
bieten.
In absoluten Zahlen rangiert der 
Kanton Zürich mit 2153 Stiftungen 
an erster Stelle. Dies ist kaum ver-
wunderlich, stellt Zürich doch den 
bevölkerungsreichsten Kanton dar. 
Mit Waadtland, Bern, Genf und Basel 
folgen weitere Zentren der Schweiz. 
Diese nachvollziehbare Ordnung 
wird jedoch durcheinandergewir- 
belt, wenn man die Stiftungsdichte, 
also die Anzahl der Stiftungen pro 
10 000 Einwohner, in den Kantonen 
betrachtet. Hier fällt Zürich sogar bis 
auf den 13. Platz zurück und kommt 
von allen Kantonen dem Schweizer 
Durchschnitt von 16, 1 Stiftungen pro 
10 000 Einwohner am nächsten. An 
der Spitze steht deutlich der Kanton 
Basel-Stadt. Es verwundert daher 
nicht, dass Anfang 2011 der Ver-
ein «Stiftungsstadt Basel» gegründet 
wurde, dessen Ziel es ist, Basel als 
die Schweizer Stiftungsstadt bekannt 
zu machen. Der Wert von 44,8 Stif-
tungen pro 10 000 Einwohner ist fast 
sechsmal so hoch wie in Würzburg, 
der Stadt mit der höchsten Stiftungs- 
dichte in Deutschland (7,7 Stiftun- 
gen auf 10 000 Einw.).2 Dieser Ver-
gleich unterstreicht ein weiteres 
Mal  die Bedeutung des Schweizer 
Stiftungswesens im internationalen 
Kontext.
hängig. Nur wenn genügend zusätz-
liches Kapital zur Verfügung steht, 
werden Vermögen dauerhaft einem ge- 
meinnützigen Zweck gewidmet. Bei 
den privaten Spenden war im Gegen- 
zug keine Auswirkung der Wirtschafts- 
krise zu spüren, wie der Spenden- 
monitor der Schweizerischen Gesell- 
schaft für praktische Sozialforschung 
(gfs) zeigt. Von 2007 bis 2010 ist das 
Spendenvolumen stetig angestie- 
gen und liegt nun bei jährlich rund 
1,2  Mrd. CHF.1
Gesamthaft waren in der Schweiz 
Ende 2010 12 531 gemeinnützige 
Stiftungen eingetragen. Sofern das 
Wirtschaftswachstum anhält, ist ein 
Ende des Trends zu vermehrten Neu- 
gründungen nicht absehbar. Zustif-
tungen zu bestehenden Stiftungs- 
vermögen oder die Bündelung von 
gemeinnützigen Aktivitäten in Dach- 
stiftungen werden zwar zunehmend 
als sinnvolle Alternativen zur eigenen 
Stiftungsgründung wahrgenommen; 




Innerhalb der Schweiz lassen sich 
mit Hilfe der Daten zu Anzahl und 
Gründungen von Stiftungen auch re- 
gionale Unterschiede herausarbeiten, 
die Rückschlüsse auf die vielfältigen 
Benennung der Stiftung nach der 
eigenen Person bis hin zum völlig 
anonymen Stifter, der nicht einmal 
im Stiftungsrat vertreten ist. Ein letz-
ter Grund sind die attraktiven recht-
lichen Vorschriften. In der Schweiz 
ist es verhältnismässig einfach, eine 
Stiftung zu gründen. Zur Errichtung 
einer Stiftung bedarf es der Widmung 
eines Vermögens für einen beson- 
deren Zweck, was in einer notariell 
beglaubigten Stiftungsurkunde fest- 
gehalten werden muss. Liegen die Vor- 
aussetzungen vor, wird die Stiftung 
zu ihrer Entstehung ins Handelsre-
gister eingetragen. Die Überprüfung 
der Gemeinnützigkeit obliegt der 
kantonalen Steuerbehörde desjeni-
gen Kantons, in dem die Stiftung an-
sässig ist. Diese liberale und relativ 
übersichtliche Regelungslage trägt 
zur Attraktivität des Stiftungsstand-
orts Schweiz bei. So können Förder-
stiftungen mit schlanken Verwal-
tungen arbeiten und sich auf die 
wirkungsvolle Umsetzung des Stif-
tungszwecks konzentrieren. 
Stiftungsgründungen und  
wirtschaftliche Entwicklung
In der unten stehenden Graphik lässt 
sich der Trend der zunehmenden Neu- 
gründungen gut erkennen. Insgesamt 
wurden 2010 508 gemeinnützige 
Stiftungen gegründet, was einen ver- 
gleichbar hohen Wert wie in den zwei 
Spitzenjahren 2007 und 2008 darstellt. 
2009 waren in Folge der Wirtschafts- 
krise auch die Stiftungsgründungen 
deutlich zurückgegangen. Der unmit- 
telbare Zusammenhang von Stiftungs- 
gründungen und wirtschaftlichem 
Wachstum wird deutlich, wenn man 
die Entwicklung der Neugründungen 
mit dem Verlauf des Swiss Market 
Index (SMI) vergleicht. Insbesondere 
durch die Folgen der Finanzkrise ging 
der vorher positive Trend zurück, 
ebenso wie schon 2001 und 2002 nach 
dem Platzen der Dotcom-Blase. Stif-
tungen sind sozusagen der Überschuss 
der Unternehmertätigkeit und daher 
von einem guten Wirtschaftsgang ab- 


















































in der deutschsprachigen Schweiz 
43,8 % waren. In absoluten Zahlen 
wurden 2010 in der Romandie 220 
(43 %), im Tessin 25 (5 %) und in der 
deutschen Schweiz 263 (52 %) der 
insgesamt 508 Stiftungen gegründet. 
Der nachfolgende Text beleuchtet das 
Tessin etwas genauer, während der 
Stiftungsboom in der Romandie auf 
Seite 19 dargestellt wird.
rischer Nationalfonds u.v.m.). Bezo-
gen auf den Kanton Bern, befinden 
sich 31,2 % der Stiftungen unter eid- 
genössischer Aufsicht, d.h. sie ver-
folgen einen nationalen oder inter-
nationalen Zweck. Für Basel-Stadt 
liegt dieser Wert gerade einmal bei 
15,8 % und damit deutlich unter dem 
Schweizer Durchschnitt von 25,7 %. 
Die hier beschriebenen Befunde sol- 
len in Zukunft weiter untersucht 
und durch zusätzliche Erhebungen, 
insbesondere zu Tätigkeiten und Wir- 
kungsradien der Stiftungen, ergänzt 
werden. 
Nach Sprachregionen unterteilt, 
ist die Anzahl Stiftungen in der 
Romandie am stärksten gestiegen. 
In den letzten zehn Jahren sind dort 
68,7 % der bestehenden gemeinnüt- 
zigen Stiftungen gegründet worden, 
während es im Tessin 46,7 % und 
Aufgrund der geringen Bevölke-
rungszahlen befinden sich auch 
kleine Kantone wie Glarus, Zug oder 
die beiden Appenzell unter den Top 
Ten hinsichtlich der Stiftungsdichte. 
Vergleicht man jedoch nur die 
zwanzig grössten Schweizer Städte, 
steht an erster Stelle Bern (48,8 Stif-
tungen pro 10 000 Einw.), knapp ge- 
folgt von Basel (48,0 Stiftungen 
pro 10 000 Einw.). Dies mag auf den 
ersten Blick überraschen, weist der 
gesamte Kanton Bern doch nur eine 
Stiftungsdichte von 13,7 auf. Neben 
dem grossen Anteil ländlicher Regio-
nen, die generell weniger Stiftungen 
haben, spielt jedoch die Bedeutung 
Berns als Hauptstadt eine wichtige 
Rolle. Viele nationale Initiativen 
werden als Stiftungen mit Sitz in 





























Quelle: Centre for Philanthropy Studies CEPS der Uni Basel, 2011
9ZAHLEN UND FAKTEN
STIFTUNGSSZENE TESSIN 
ANZAHl STIFTUNGEN UNTER 
KANToNAlER STIFTUNGSAUFSICHT
Quelle: Stiftungsaufsicht des Kantons Tessin, 2010
Diese erste kurze Bestandesauf- 
nahme zeigt: Es lohnt sich, die wei-
teren Entwicklungen im Tessin im 
Fokus zu behalten. Eine Zusammen-
fassung der Studie ist erhältlich unter 
www.press.usi.ch.
Dr. Dr. Elisa Bortoluzzi Dubach 
Dozentin für Sponsoring und Stiftungswesen an 
verschiedenen Universitäten und Fachhochschu- 
len in Deutschland, Italien und der Schweiz. Autorin 
des Buches «Stiftungen – Der Leitfaden für Ge-
suchsteller».
auf das Mendrisiotto und die Leven-
tina. Die Studie hält ferner fest, dass 
mehr als 60% der untersuchten Stif-
tungen ausschliesslich im Kanton 
Tessin aktiv sind. Bezüglich För- 
dergebiete weist die Tessiner Stif-
tungslandschaft eine sehr heterogene 
Struktur auf. Je 15% aller befragten 
Stiftungen fördern Projekte in den 
Bereichen «Wohlfahrt und soziale 
Fürsorge» sowie «Bildung», gefolgt 
von «Kunst und Kultur» mit 13 % und 
«Gesundheit und Soziales» mit 11 %. 
Detailliertes Zahlenmaterial prä-
sentiert die Studie zur Vermögens-
struktur gemeinnütziger Stiftungen 
im Tessin. Gemäss Angaben der Tes- 
siner Stiftungsaufsicht besitzen 92% 
aller unter kantonaler Aufsicht ste- 
henden und damit regional tätigen 
Stiftungen weniger als 5 Millionen 
Franken Vermögen. Werden zusätz-
lich die Stiftungen unter eidgenös- 
sischer Aufsicht berücksichtigt, sinkt 
diese Zahl auf 68 %. Dies lässt den 
Schluss zu, dass die national und 
international tätigen Stiftungen im 
Tessin ein grösseres Vermögen auf- 
weisen. Gesamthaft wird das Stif- 
tungsvermögen aller gemeinnützigen 
Stiftungen im Tessin von den Autoren 
auf über eine Milliarde Franken ge-
schätzt.
Wirft man einen Blick auf das 
Wachstum der Stiftungen unter 
kantonaler Aufsicht seit 2010 sticht 
ein steter Anstieg ins Auge, der auch 
von der Finanzkrise in den Jahren 
2008 und 2009 nicht markant ge-
bremst wurde. Knapp ein Viertel aller 
heutigen Stiftungen unter kantona- 
ler Aufsicht wurde gemäss unten 
stehender Übersicht in den letzten 
10 Jahren gegründet.
Im Juni 2010 präsentierte das Institute 
for Management der USI-Università 
della Svizzera italiana, die Studie, 
«Interagire con le fondazioni – Studio 
sulle fondazioni di pubblica utilità e 
donatrici nel Canton Ticino».3 Damit 
wurde erstmals die Tessiner Land-
schaft der gemeinnützigen Stiftungen 
etwas genauer unter die Lupe ge-
nommen. Und die Resultate lassen 
aufhorchen: Mit insgesamt 644 ge- 
meinnützigen Stiftungen (Stand 
Mai 2010) belegt das Tessin hinter 
Zürich, Genf, Waadt, Bern und Basel 
den sechsten Platz im Schweizer 
Stiftungsranking. 512 Stiftungen ste- 
hen dabei unter kantonaler, 132 
unter eidgenössischer Aufsicht. Als 
Stiftungseldorado erweist sich die 
Region um Lugano, wo 55 % aller ge- 
meinnützigen Stiftungen des Tessins 
angesiedelt sind; 21 % haben ihren 
Sitz in der Region Locarno, 15 % rund 
um Bellinzona. Der Rest verteilt sich 
1  Vgl. gfs-Spendenmonitor (2010), http://www.gfs-zh.ch/?pid=169. 
2  Vgl. Bundesverband deutscher Stiftungen (2011), Stiftungen in Zahlen,
 http://www.stiftungen.org/fileadmin/bvds/de/Presse/Pressemitteilungen/JahresPK_2011/StiftungenInZahlen20110311_KorrekturSaarland_2.pdf. 
3  Del Fante Valentina/Filini Riccardo /Leggio Francesca/Merlo Nicole/Salini Sabrina, Interagire con le fondazioni – Studio sulle fondazioni di pubblica utilità e donatrici nel Canton Ticino, Masterarbeit 
USI – Università della Svizzera italiana 2010. Die Studie wurde von der Banque Cramer & CIE SA unterstützt.
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bedingungen an das benachbarte 
Ausland. Die Kommission für Wirt-
schaft und Abgaben (WAK) des Natio- 
nalrats nahm einige Modifikationen 
vor. Eine eigene Motion der WAK 
(09.3971) zur Verbesserung der sta-
tistischen Grundlagen zum schwei-
zerischen Stiftungswesen durch 
Einführung eines öffentlichen Stif-
tungsregisters wurde vom Ständerat 
abgelehnt, die Anliegen sollen aber 
im Rahmen der Umsetzungsarbeiten 
zur Motion Luginbühl überprüft 
werden. Die modifizierte Motion 
Luginbühl wurde vom Nationalrat am 
10.12.2009 und vom Ständerat am 
1.3.2010 angenommen und an den 
Bundesrat überwiesen. Der Bundes- 
rat ist somit beauftragt, hierzu einen 
Gesetzesentwurf vorzulegen oder 
eine Massnahme zu treffen. Es ist mit 
Spannung zu erwarten, wie dieser die 
entsprechenden Aufträge umsetzen 
und wie die Arbeit beim zustän- 
digen Justizdepartement der Bun- 
desverwaltung, dem seit 1.11.2010 
Bundesrätin Simonetta Sommaruga 
vorsteht, vonstatten gehen wird. 
Postulat Moret
Am 19.3.2010 reichte Nationalrätin 
Isabelle Moret ein Postulat (10.3332) 
zur «Analyse einer allfälligen ge-
setzlichen Regelung von Trusts in 
der Schweiz» ein. Damit soll der 
Bundesrat beauftragt werden, seinen 
Bericht «Strategische Stossrichtung 
für die Finanzmarktpolitik» vom 
16.12.2009 zu ergänzen. Einerseits 
Gesetzgebung 
  
Das Jahr 2010 war in Hinblick auf 
die Gesetzgebung zum Stiftungsrecht 
geprägt durch den Fortgang der Mo-
tion Luginbühl zur «Steigerung der 
Attraktivität der Stiftungslandschaft 
Schweiz» sowie weitere themenre- 
levante Gesetzesvorstösse. Punk-
tuelle Weiterentwicklungen gab es 
im Bereich Mehrwertsteuer. Zudem 
steht das Inkrafttreten von Rege-
lungen zur Anlagestiftung und zum 
Sammelvermögen bevor. Einzeheiten 
zum Stand der aktuellen stiftungs- 
relevanten Rechtssetzung, Recht-
sprechung und Literatur können 
dem jährlich erscheinenden Band 
Jakob et al., Verein – Stiftung – 
Trust, njus.ch, entnommen werden. 
Der neueste Band zu den Entwick-
lungen im Jahr 2010 erscheint im 
Mai 2011.
Motion luginbühl
Im März 2009 wurde von Stände-
rat Werner Luginbühl eine Motion 
(09.3344) zur «Steigerung der At-
traktivität der Stiftungslandschaft 
Schweiz» eingereicht, die auf Emp-
fehlung des Bundesrats im Juni 2009 
vom Ständerat angenommen wurde. 
Die Motion betrifft die Positionie-
rung des Stiftungsstandorts Schweiz 
in Europa und fordert vor dem Hin-
tergrund neuer steuerlicher Privile-
gien in den Nachbarländern (etwa 
Deutschland) vor allem eine An-





dungswesen, Kultur, Leistungen/Ver- 
anstaltungen im Sportbereich, wohl- 
tätige Institutionen. Während der 
Nationalrat der WAK am 15.12.2010 
gefolgt ist, hat der Ständerat den 
Rückweisungsantrag am 14.3.2011 
abgelehnt. Teil B der Mehrwertsteuer- 
revision wird Politik und gemein-
nützige Organisationen also auch im 
Jahr 2011 noch weiter beschäftigen.
Hinzuweisen ist überdies auf die 
MWST-Info 05 «Subventionen und 
Spenden», eine Praxisvorgabe der 
Eidgenössischen Steuerverwaltung 
vom Januar 2010. Diese befasst sich 
mit der mehrwertsteuerlichen Be-
handlung von Beiträgen, die ausser-
halb eines Leistungsverhältnisses 
ausgerichtet werden (Subventionen 
und Spenden), sowie dem Sponso-
ring, bei welchem ein Leistungsver-
hältnis vorliegt.
Sammelvermögen
Durch die Revision zum Erwachsen- 
enschutz, Personenrecht und Kindes- 
recht (Inkrafttreten zum 1.1.2013)6 
werden erstmals einheitliche Vor-
schriften zum «Sammelvermögen» 
im schweizerischen Zivilgesetz-
buch (ZGB) verankert (Art. 89b, 89c 
 revZGB). Solche Vermögen entstehen 
etwa im Rahmen von (öffentlichen) 
Spenden- und Sammelaktionen für 
gemeinnützige Zwecke, bei denen 
eine Vielzahl von Spendern Vermö-
genswerte unentgeltlich in die Hän-
de von Sammelorganisationen legt. 
Dogmatisch sieht die herrschende 
Ansicht im Sammelvermögen eine 
sog. unselbständige Stiftung. Art. 89b 
Abs. 1 revZGB bestimmt nun, dass 
die zuständige Behörde (Art. 89c 
revZGB) erforderliche Massnahmen 
ergreift, sofern es im Falle einer öffent- 
lichen Sammlung für gemeinnützige 
Zwecke an einer (ordnungsgemässen) 
Verwaltung des Sammelvermögens 
fehlt. Hierzu kann etwa ein Sach-
walter ernannt oder das Sammel- 
vermögen einem Verein oder einer 
Stiftung mit möglichst gleicharti-
gem Zweck zugewendet werden. 
der Steuerpflicht ausnimmt, die als 
nicht gewinnstrebige, ehrenamtlich 
geführte Sport- und Kulturvereine 
oder als gemeinnützige Institutio-
nen weniger als CHF 150 000 Um-
satz aus steuerbaren Leistungen er-
zielen. Ausserdem sieht Art. 18 Abs. 
2 MWSTG ausdrücklich vor, dass 
Spenden (hierzu rechnen nach Art. 3 
lit. i MWSTG Beiträge von Gönnern 
und Passivmitgliedern) und Sub-
ventionen mangels Leistung keine 
Entgelte darstellen und damit nicht 
vom Anwendungsbereich der Mehr-
wertsteuer erfasst sind. Spenden 
führen im Gegensatz zu Subventio-
nen nicht mehr zu einer (verhältnis-
mässigen) Kürzung des Vorsteuerab-
zugs (vgl. Art. 33 MWSTG). Ferner 
können Vereine und Stiftungen ge-
mäss Art. 37 Abs. 5 MWSTG künftig 
nach der Pauschalsteuersatzmethode 
abrechnen.
In Hinblick auf den bislang noch 
nicht umgesetzten Teil B der Mehr-
wertsteuerreform, der die wesent-
lich strittigeren Neuerungen ent-
hält, hat der Bundesrat am 23.6.2010 
eine Zusatzbotschaft erlassen.5 Die 
zentrale Stossrichtung der Reform 
bleibt die Förderung der Wirtschaft 
und des Wirtschaftswachstums. Als 
tragendes Element soll ein Einheits-
steuersatz von 6,2 % eingeführt wer- 
den. Damit dies finanziert werden 
kann, beabsichtigt der Bundesrat 
einen Grossteil der geltenden Steuer- 
ausnahmen zu streichen. Im sozial-, 
gesundheits-, bildungs- und kultur-
politischen Sektor würden damit 
eine ganze Reihe von Umsätzen – et- 
wa Gebühren von Alters- und Pflege- 
heimen, für Behindertentransporte, 
für Unterricht, für Museumbesuche 
und dergleichen – steuerpflichtig. 
Die Kommission für Wirtschaft und 
Abgaben WAK des Nationalrats hat 
am 31.8.2010 beschlossen, die Zu-
satzbotschaft an den Bundesrat zu- 
rückzuweisen, mit dem Auftrag, dem 
Parlament eine Revision nach dem 
2-Satz-Modell zu unterbreiten. Zu- 
dem möchte die WAK folgende 
Bereiche ebenfalls als Ausnahmen 
definieren: Gesundheitswesen, Bil-
soll untersucht werden, ob das Stif-
tungsrecht im Allgemeinen und ins-
besondere das Steuerrecht für Stif-
tungen verbessert werden können. 
Andererseits sollen Möglichkeiten 
zur Anpassung von Stiftungen an 
ausländische Modelle, insbesondere 
an Trusts, erwogen werden. Der Bun- 
desrat beantragte am 26.5.2010 die 
Annahme des Postulats. In seiner 
Antwort informierte er zugleich 
darüber, dass in Beantwortung der 
Motion Luginbühl derzeit das Stif-
tungsrecht überarbeitet werde. In 
diesem Rahmen werde der Bundes-
rat auch offene Fragen zur Rege-
lung von Trusts im schweizerischen 
Recht prüfen.
Motion Gutzwiller
Mit der am 17.6.2010 eingereichten 
Motion (10.3524) zur Änderung des 
Erb- und Pflichtteilsrechts beab-
sichtigt Ständerat Felix Gutzwiller, 
dem Erblasser durch die Liberalisie-
rung des Pflichtteilsrechts flexiblere 
Verfügungsmöglichkeiten über sein 
Nachlassvermögen zu geben. Damit 
könnten in grösserem Ausmass als 
bisher gemeinnützige Institutionen 
begünstigt oder auch eigene Stiftun-
gen gegründet werden. Die Motion 
wurde vom Ständerat am 23.9.2010 
angenommen. Nun ist die Kommis-
sion für Rechtsfragen des Natio-
nalrats am Zuge. Die Anliegen der 
Motion scheinen im Hinblick auf die 
Modernisierung des Erbrechts, aber 




Am 1.1.2010 ist das neue Mehr-
wertsteuergesetz (MWSTG) zusam-
men mit einer neuen ausführenden 
Mehrwertsteuerverordnung in Kraft 
getreten. Bedeutend für das Ver-
eins- und Stiftungsrecht ist Art. 10 
Abs. 2 lit. c MWSTG, welcher (wie 
bisher Art. 25 Abs. 1 lit. d MWSTG 





in gewissen Fällen unverzichtbar für 
das Erreichen des gemeinnützigen 
Zweckes sein könne. Auch sei die 
Steuerbefreiung einer Stiftung nicht 
davon abhängig, ob deren Destinatäre 
ihrerseits von der Steuer befreit sind. 
Der Fall betraf eine Stiftung mit dem 
Zweck, im Tessin die Studien der 
Münzkunde, der Archäologie und der 
klassischen Antike zu fördern. Die 
streitgegenständliche «wirtschaftliche 
Tätigkeit» lag in der Unterstützung 
der Herausgabe und Veröffentlichung 
eines einschlägigen Fachmagazins.
Die Gewährung der Steuerbe- 
freiung i.S.v. Art. 80 Abs. 1 lit. G 
des Steuergesetzes St. Gallen setzt 
eine gemeinnützige Zweckbestim- 
mung voraus. Das Verwaltungsgericht 
des Kanton St. Gallen hält mit Ur-
teil B-2009-222 vom 8.6.2010 fest, 
dass hierfür im Falle einer ge- 
mischten Zwecksetzung zusätzlich 
der gemeinnützige Zweck den übri- 
gen Zwecken übergeordnet sein und 
eine organisatorische und rechneri-
sche Trennung der Bereiche vorliegen 
müsse.
Ein mehrwertsteuerlich relevan-
ter Leistungsaustausch liegt nach 
dem Urteil 2C_442/2009 des Bundes- 
gerichts vom 5.2.2010 vor, wenn ein 
Verein (bzw. eine Stiftung) einem an- 
deren für die Durchführung einer 
Sammelaktion seinen Namen für 
Image- und Werbekampagnen zur 
Verfügung stellt.
Die der Schweizerischen Rettungs- 
flugwacht (Rega) zufliessenden Gön-
nerbeiträge werden nach dem Urteil 
A-8058/2008 des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 13.1.2011 neu als steuer- 
bares Entgelt für eine mehrwert- 
steuerliche Leistung angesehen. Nach 
Ansicht des Bundesverwaltungsge- 
richts handelt es sich bei den Gönner- 
beiträgen nicht um steuerbefreite 
Spenden, da diesen mit dem Ver-
sprechen der Rega auf kostenfreie 
Rettung eine Gegenleistung in Form 
einer Art von Versicherung gegen- 
über stehe. Damit finde ein steuer- 
pflichtiger Leistungsaustausch statt, 
von A.X. favorisierten Begegnungs-
zentrums abgelehnt und stattdessen 
lediglich die Einrichtung eines Ver-
anstaltungssaales beschlossen wur-
de; zudem hatte er die Absetzung 
der fraglichen Stiftungsräte durch 
die Aufsichtsbehörde beantragt. In 
seinem Entscheid 5A_232/2010 vom 
16.9.2010 stellt das Bundesgericht 
klar, die Aufsichtsbehörde habe si-
cherzustellen, dass die Stiftungsor-
gane in Übereinstimmung mit dem 
Gesetz, dem Stiftungszweck und 
den guten Sitten handelten. In casu 
sei der Stiftungszweck jedoch so 
weit formuliert, dass weder die 
Errichtung eines Begegnungszent-
rums zwingend gefordert, noch die 
Einrichtung eines Veranstaltungs-
saales ausgeschlossen werde. Der 
Beschluss des Stiftungsrats stimme 
daher mit dem Zweck der Stiftung 
überein, und der Stiftungsrat habe 
seinen Ermessensspielraum nicht 
überschritten. Ein Eingriff der Auf-
sichtsbehörde wäre mit der Auto-
nomie der Stiftung folglich nicht 
vereinbar gewesen. 
Zum Sonderfall der reinen Fami-
lienstiftung hält das Bundesgericht 
in seinem Urteil 5A_401/2010 vom 
11.8.2010 fest, dass hier die ordent-
lichen Gerichte die Aufsichtsfunk-
tionen ausüben, die gegenüber den 
klassischen Stiftungen den staatli-
chen Aufsichtsbehörden zukommen. 
Somit seien die ordentlichen Gerich-
te auf Klage von Destinatären einer 
Familienstiftung zuständig, den Stif-
tungsrat seines Amtes zu entheben. 
Steuern
Nach Art. 56 lit. g DBG sind juristi-
sche Personen, die öffentliche oder 
gemeinnützige Zwecke verfolgen, für 
den Gewinn, der ausschliesslich und 
unwiderruflich diesen Zwecken ge-
widmet ist, von der Steuerpflicht be- 
freit. Die «Camera di diritto tributario 
del Tribunale d‘appello del Cantone 
Ticino» stellt im Urteil 80.2009.84 
vom 7.4.2010 klar, dass eine auf Ge-
winnerzielung gerichtete Tätigkeit 
Anlagestiftungen
Anlagestiftungen dienen der kollek-
tiven Anlage und Verwaltung von 
Geldern beruflicher Vorsorgeeinrich- 
tungen und spielen daher im Be-
reich der beruflichen Vorsorge eine 
bedeutende Rolle. Sie wurden nun 
erstmals im Rahmen der BVG7-Struk- 
turreform in Art. 53g – 53k revBVG 
eigens kodifiziert. Die Bestimmungen 





Der vorliegende Fall betrifft die Be-
schwerdelegitimation zur Erhebung 
einer Stiftungsaufsichtsbeschwerde. 
X war lange Zeit bei der von der 
Stiftung A betriebenen Klinik als 
Chefarzt und Klinikleiter tätig. Auf-
grund innerbetrieblicher Meinungs-
verschiedenheiten wurde ihm jedoch 
fristlos gekündigt. X erhob daraufhin 
Stiftungsaufsichtsbeschwerde bez. 
der Abwahl bzw. der Amtsführung 
des Stiftungsratspräsidenten. Das 
Bundesverwaltungsgericht bejahte 
in seinem Urteil B-6308/2009 vom 
28.7.2010 die Beschwerdelegitima- 
tion des X. Zwar sei dieser nicht mehr 
bei der A tätig und auch kein zukünf-
tiger Destinatär der A. Jedoch genü-
ge sein langjähriges Wirken für die A, 
um ein hinreichendes persönliches 
Interesse zu begründen. Das Verfah-
ren wurde letztlich jedoch als gegen 
standslos abgeschrieben. Die Stif- 
tungsaufsichtsbeschwerde als Rechts- 
mittel sui generis sei vom Bestand 
der Stiftung abhängig und mit dem 
Konkurs der Stiftung A obsolet ge-
worden.
Ein weiterer Entscheid befasst 
sich mit Zwecksetzung und Gren-
zen der Stiftungsaufsicht. Stiftungs-
ratsmitglied A.X. hatte Beschwerde 
gegen einen Beschluss des Stiftungs-




Aufsicht geführt. Durch die Zusam-
menlegung der Aufsicht mehrerer 
Kantone in eine zentrale Anstalt 
kann die Expertise für alle Stif-
tungstypen mit Spezialisten sicher- 
gestellt werden. 
•   Die Schnittstellen zu den Steu-
erverwaltungen und Handelsre-
gisterämtern konnten vereinfacht 
werden. Eine einheitliche Pra-
xis und Haltung in Fragen, die 
über die eigentliche BVG- und 
Stiftungsaufsicht hinauseichen, 
ist leichter zu definieren. Damit 
konnte und kann mehr Planungs-
sicherheit für die unterstellten Or-
ganisationen geschaffen werden.
•   Die interne Governance wurde 
überprüft und verbessert. 
Welche Auswirkungen die noch 
anstehenden Strukturreformen bei 
den restlichen kantonalen Aufsichts- 
behörden zeitigen werden, gilt es 
abzuwarten. Über die weitere Ent- 
wicklung wird im Stiftungsreport 
2012 berichtet werden. 
Bundesebene
Am 23.12.2010 hat das Eidgenössi-
sche Justiz- und Polizeidepartement 
(EJPD) einen «Grundlagenbericht zur 
künftigen Ausgestaltung der Stif-
tungsaufsicht» vorgelegt.11 Hierauf 
gestützt hat der Bundesrat verlaut-
bart, die Aufsicht über Stiftungen 
durch eine Präzisierung der recht- 
lichen Grundlagen verbessern zu 
wollen, da die geltende Regelung der 
Stiftungsaufsicht den heutigen An-
forderungen nicht mehr genüge.12 
Dazu schlägt er vor, dass die Prüfkri-
terien im Gesetz präzisiert und die 
Berichterstattung der Stiftungsorgane 
gesetzlich geregelt werden solle, um 
die Stiftungsaufsicht auf eine reine 
Rechtsaufsicht einzuschränken. Eben- 
falls erwägt er, die bisherige Direkt-
aufsicht durch Bund und Kantone 
mit einer Oberaufsicht zu ergänzen. 
Beides wird unter Einbezug der in-
teressierten Kreise und der Kantone 
verbände SwissFoundations und 
proFonds. Die Stellungnahme des 
Ersteren kann unter www.swiss-
foundations.ch eingesehen werden. 
Grundsätzlich steht der Verband 
der Ausgliederung der BVG- und 
Stiftungsaufsichten aus den kanto-
nalen Verwaltungen kritisch-posi-
tiv gegenüber. Die Forderungen und 
Anregungen von SwissFoundations 
betreffen die zukünftige Tarifstruktur, 
die Zusammensetzung und Kompe- 
tenz der Verwaltungsräte, die Mög-
lichkeit zum raschen Eingreifen bei 
Missbrauchsfällen und den Aufbau 
von öffentlich zugänglichen Stiftungs- 
registern. 
Den Schritt der Ausgliederung der 
BVG- und Stiftungsaufsicht aus den 
kantonalen Verwaltungen bereits vor 
fünf Jahren vollzogen hat die Zent-
ralschweizer BVG- und Stiftungs-
aufsicht. Sie nahm per 1.1.2006 als 
Konkordat der Kantone Luzern, Uri, 
Schwyz, Obwalden, Nidwalden und 
Zug ihre Arbeit auf (www.zsba.ch). 
Eine unabhängige, öffentlich-recht-
liche BVG-und Stiftungsaufsicht ein- 
gerichtet haben auch die Kantone 
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell 
Innerrhoden, Glarus, Graubünden, 
St. Gallen und Thurgau. Das Konkor-
dat der Ostschweizer Stiftungsauf-
sicht wurde per 2008 aktiv (www.ost- 
schweizeraufsicht.ch). 
Aus diesen beiden bereits erfolg-
ten Strukturreformen lassen sich 
einige Erkenntnisse ziehen: 
•   Durch die Umwandlung in unab-
hängige Anstalten müssen sich die 
BVG- und Stiftungsaufsichten neu 
vollständig selbsttragend finanzie- 
ren. In beiden Konkordaten hat dies 
zu einer Überarbeitung und Erhö-
hung der Tarifstruktur geführt. Da 
der Selbstfinanzierungsgrad in den 
verschiedenen Kantonen vor dem 
Zusammenschluss unterschiedlich 
hoch war, können jedoch keine 
präzisen Angaben zu den Tarifer-
höhungen gemacht werden. 
•   Die Strukturreform hat zu einem 
Professionalisierungsschub in der 
was bei einer blossen Spende nicht 
der Fall sei.
Aktuelle Urteile zu 
Personalvorsorgestiftungen
Aktuelle Urteile zu Personalvor- 
sorgestiftungen und weitere Rechts- 
prechung siehe bei Jakob et al., Verein 
– Stiftung – Trust, njus.ch, Entwick-




Am 19.3.2011 hat das eidgenössi- 
sche Parlament der Vorlage «Struktur- 
reform in der beruflichen Vorsorge» 
zugestimmt. Mit weitreichenden Fol- 
gen auch für klassische Stiftungen. 
Alle bisher noch unter kantonaler 
Verwaltung stehenden BVG- und Stif- 
tungsaufsichten müssen per 1.1.2012 
in öffentlich-rechtliche Anstalten um- 
gewandelt werden. Damit ist das Par-
lament einer Botschaft des Bundes- 
rats aus dem Jahr 2007 gefolgt, die 
eine verstärkte Aufsicht, Governance 
und Transparenz bei der Verwaltung 
von Pensionskassen verlangte. 
Um die gesetzlichen Grundlagen 
zu schaffen, hat etwa der Kanton ZH 
am 6.10.2010 ein Vernehmlassungs-
verfahren über den Vorentwurf ei-
nes Gesetzes über die BVG- und 
Stiftungsaufsicht (BVSG) eingelei-
tet, welches die bundesrechtlichen 
Vorgaben umsetzen soll.10 Aus stif-
tungsrechtlicher Sicht wurden hier 
einige in ihrer Reichweite bemer-
kenswerte Vorschriften geschaffen. 
Aufmerksamkeit verdient § 14 BVSG, 
welcher ein Verzeichnis aller Stif-
tungen mit Sitz im Kanton Zürich 
vorsieht (bisher ist ein Eintrag freiwil-
lig) und auch eine öffentliche elek- 
tronische Version anbieten will. Zur 
Vernehmlassung eingeladen wurden 
unter anderem die beiden Stiftungs-
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gen auf das Niveau der benachbar-
ten Länder, insbesondere Deutsch-
land, anheben, die Partizipation der 
Schweiz bei europäischen Entwick-
lungen sicherstellen sowie die statis- 
tische Datenlage zum Schweizer 
Stiftungswesen verbessern. Um die 
Themen der Philanthropie und des 
Schweizer Stiftungswesens in die 
Breite zu bringen, lädt die Gruppe 
zweimal jährlich zu einem Sessions-
anlass ein. Der erste Anlass fand am 
21.1.2010 in Bern statt, an welchem 
die Johns Hopkins Länderstudie «Der 
Dritte Sektor der Schweiz» präsen-
tiert wurde. 
Getragen wird die Gruppe vom 
Stiftungsforum sowie den beiden 
Stiftungsverbänden proFonds und 
SwissFoundations. Präsidiert wird 
die Gruppe von Ständerat Werner 
Luginbühl, BDP, und Nationalrat 
Fulvio Pelli, FDP. Dem Vorstand ge-
hören weiter Ständerätin Anita Fetz, 
SP, Nationalrätin Brigitte Häberli-
Koller, CVP, sowie Christoph Degen 
von proFonds und Beate Eckhardt, 
Geschäftsführerin von SwissFoun-
dations, an.
vom EJPD respektive vom eidge-
nössischen Departement des Innern 
(EDI) geprüft und dem Bundesrat bis 
Ende 2012 Bericht erstattet. Insge-
samt soll die Umsetzung der Refor-
men im Rahmen der «Motion Lugin-
bühl» erfolgen.
Parlamentarische Gruppe  
Philanthropie und Stiftungs-
wesen
Auf Initiative von Ständerat Werner 
Luginbühl und SwissFoundations 
wurde im Sommer 2010 die erste par- 
lamentarische Gruppe gegründet, die 
sich explizit der Themen Stiftungs-
wesen und Philanthropie annimmt. 
Primäres Ziel ist der Erhalt und der 
Ausbau der attraktiven Rahmenbe-
dingungen sowie die Vernetzung der 
politischen und zivilgesellschaftli-
chen Akteure. Die Gruppe soll auch 
dazu dienen, politische Forderungen 
auszuloten und vorzudiskutieren. 
Als konkrete politische Forderungen 
möchte die Gruppe die steuerlichen 
Abzüge bei gemeinnützigen Stiftun-
5 Zusatzbotschaft zur Botschaft zur Vereinfachung der Mehrwertsteuer (Förderung der Wirtschaft und des Wachstums) vom 
 24.8.2010, BBl Nr. 33, 5397 ff.
6 Schweizerisches Zivilgesetzbuch (Erwachsenenschutz, Personenrecht und Kindesrecht), Änderung vom 19.12.2008, AS 2011, 
 725; Medienmitteilung des EJPD vom 12.1.2011 http://www.ejpd.admin.ch/content/ejpd/de/home/dokumentation/mi/2011/ 
 2011-01-12.html.
7 Bundesgesetz vom 25.6.1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG), SR 831.40.
8 Vergleiche die Medienmitteilung des EDI vom 19.3.2010 http://www.admin.ch/aktuell/00089/index.html?lang=de&msg- 
 id=32322.
9 Näheres zur aktuellen Rechtsprechung bei Jakob Dominique et al., Verein – Stiftung – Trust, Entwicklungen 2010, njus.ch, Bern 
 2011, 63 ff; die Urteile sind auf der Homepage des jeweiligen Gerichts abrufbar.
10 Näher hierzu Jakob Dominique et al., (Fn. 9) 46 f.
11 Abrufbar  unter  http://www.ejpd.admin.ch/content/dam/data/wirtschaft/gesetzgebung/stiftungsaufsicht/ber-ejpd-2010-d.pdf. 




Insgesamt ist die Reform als Versuch 
zu verstehen, die auf Privatautonomie 
und Vertraulichkeit ausgerichteten 
Traditionen des liechtensteinischen 
Rechts zu wahren, aber dennoch die 
modernen Ansprüche an Systematik 
und Transparenz zu erfüllen. 
Basierend auf dieser Stiftungs-
rechtsreform und ersten Erfahrungen, 
hat SwissFoundations, der Verband 
der Schweizer Förderstiftungen, an 
der Mitgliederversammlung im März 
2010 beschlossen, neu auch gemein- 
nützige, steuerbefreite Förderstif- 
tungen aus Liechtenstein als Mit-
glieder aufzunehmen.14
Im August 2010 hat die liechten- 
steinische Stiftungsaufsichtsbehörde, 
die beim Grundbuch- und Öffentlich- 
keitsregisteramt angesiedelt ist, ein 
Merkblatt betreffend die Befreiung 
von der Revisionsstellenpflicht auf-
sichtspflichtiger gemeinnütziger Stif- 
tungen veröffentlicht,15 das die bereits 
2009 in Kraft getretene Stiftungs- 
rechtsverordnung (StRV)16 flankiert. 
Das Merkblatt lässt eine Befreiung 
von der Revisionsstellenpflicht nach 
Art. 6 Abs. 2 lit. b StRV bei Stiftun- 
gen mit einfach zu überblickenden 
Vermögensverhältnissen zu, wenn das 
Stiftungsvermögen CHF 2 Mio. nicht 
übersteigt. Bei Stiftungsvermögen mit 
weniger als CHF 750 000 kann nach 
Art. 5 StRV befreit werden, wobei hier 
sogar auf die jährliche Berichterstat- 
tung an die Stiftungsaufsichtsbehörde 
verzichtet wird.17
Der liechtensteinische  
Stiftungssektor
Von besonderer Bedeutung für die 
Schweiz ist die liechtensteinische 
Stiftung. Aus dem schweizerischen 
Recht hervorgegangen, handelt es 
sich um ein anstaltlich verselbstän-
digtes Zweckvermögen, das grund-
sätzlich ewig perpetuiert ist. Aller- 
dings verfolgt Liechtenstein ein sog. 
Privatstiftungsmodell, das die Pri-
vatautonomie teilweise über die 
dogmatischen Grenzen des klassi-
schen Stiftungsbegriffs stellt. Ein 
Beispiel sind die sog. Stifterrechte 
auf Zweckänderung und Widerruf. 
Dazu kommt die Öffnung der Stif-
tung nicht nur zu privaten fremd-
nützigen, sondern auch zu eigennüt-
zigen Zwecken – Merkmale, die die 
Stiftung innerhalb gewisser Grenzen 
zum Gestaltungsmodell des Stifters 
werden lassen.
Zum 1.4.2009 ist ein völlig refor-
miertes Stiftungsrecht in Kraft ge-
treten.13 Die Totalrevision war für 
notwendig erachtet worden, weil un- 
gelöste Rechtsfragen zu einem Be-
dürfnis nach Rechtssicherheit auf 
Seiten von Rechtsanwendern, Kun-
den und Anbietern im In- und Aus-
land geführt hatten. Das neue Recht 
ist als eigenständige stiftungsrechtli-
che Kodifikation konzipiert (Art. 552 
§§ 1 – 41 PGR) und verfolgt eine struk-
turelle Unterteilung in aufsichts- 
pflichtige gemeinnützige und auf-





gesetzt, indem ein (i.d.R. fakultatives) 
Kontrollorgan sowie Transparenz, 
Rechnungslegungs- und Revisions-
pflichten vorgesehen sind. Zudem 
sind Rechte statuiert, bei der Auf-
sichtsbehörde gegen das Verhalten 
der Organe zu intervenieren, und 
zwar für den Stifter, die Begünstig-
ten und Dritte, die ein berechtigtes 
Interesse haben.22 In steuerrechtli-
cher Hinsicht ist man freilich noch 
weit von einem einheitlichen euro- 
päischen Stiftungssteuerrechtsraum 
entfernt. Derzeit ist nur ein «non 
discrimination»-Ansatz in Sicht, der 
dafür sorgen würde, dass eine eu-
ropäische Stiftung im jeweiligen 
Mitgliedstaat nicht schlechter be-
handelt werden darf als eine nati-
onale Stiftung. Zu den Interdepen-
denzen der europäischen Stiftung 
und der Schweiz siehe Jakob, in: 
Jakob (Hrsg.), Perspektiven des Stif-
tungsrechts in der Schweiz und in 
Europa, 13 f.
Wie bei der Societas Europaea, 
der Europäischen Aktiengesellschaft, 
bedarf es zur Einführung einer eu- 
ropäischen Stiftung einer EU-Ver-
ordnung, deren Einzelheiten aller-
dings noch sehr strittig sind. Im Jahr 
2009 wurde eine Machbarkeitsstu 
diedurchgeführt. Am 28.4.2010 ver- 
öffentlichte der Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss (EWSA) 
seine Stellungnahme zum Thema 
«Satzung der Europäischen Stif-
tung». Er kommt zu dem Ergebnis, 
dass im europäischen Gesellschafts-
recht ein Bedürfnis bestehe, ein ge-
eignetes Rechtsinstrument für Stif-
tungen zu schaffen und fordert die 
Kommission dazu auf, einen Vor-
schlag für eine Verordnung über die 
Satzung der europäischen Stiftung zu 
erarbeiten. Seit Oktober 2010 ist bei 
der Europäischen Kommission ein 
sog. «Folgenabschätzungsverfahren» 
hängig, dessen Ergebnis bis Ende 2011 
erwartet wird und zu dem Entwurf 
eines «Europäischen Stiftungsstatuts» 
führen könnte. Zum Stand der Ar-
beiten und politischen Entwicklun-
gen zur europäischen Stiftung sie-
he auch die Website des European 
sondere das Netz von Doppelbesteu-
erungsabkommen (DBA) in Europa 
und weltweit auszubauen sowie den 
OECD-Standard zur Transparenz und 
zum Informationsaustausch weiter 
umzusetzen. Zu den genehmigten 
Steuerabkommen mit Informations- 
austausch auf Anfrage gehören unter 
anderem die Vereinbarungen mit 
Deutschland, Grossbritannien, Frank- 
reich, den Niederlanden und Irland.
Zu weiteren Einzelheiten der liech- 
tensteinischen Gesetzgebung und zur 
aktuellen Rechtsprechung zur liech- 
tensteinischen Stiftung sei auf die 
umfassenden Darstellungen in Jakob 
et al., Verein – Stiftung – Trust, Ent-
wicklungen 2008, 2009 und 2010, 
njus.ch, verwiesen.
Die europäische Stiftung –  
Stand der Arbeiten
Aktuell bleibt das Projekt der «Euro-
päischen Stiftung» oder «European 
Foundation». Dabei handelt es sich 
um eine – derzeit noch in der Ent-
wicklungsphase befindliche – supra- 
nationale, fakultative, neben dem 
Recht der Einzelstaaten bestehende 
Rechtsform für grenzüberschreiten-
de karitativ-fördernde Stiftungstätig-
keit. Ausgangspunkt der (zunächst 
rein wissenschaftlichen) Überlegun-
gen war die Feststellung, dass die 
derzeitige Rechtszersplitterung im 
europäischen Stiftungssektor zu of-
fenkundigen Hindernissen für grenz-
überschreitende Stiftungstätigkeit aus 
(international) privatrechtlicher so- 
wie (international) steuerrechtlicher 
Perspektive führt. Auf wenige Eck-
daten beschränkt, handelt es sich bei 
der European Foundation nach der-
zeitigem Entwicklungsstand um eine 
selbständige Stiftung, die gemein-
nützige Zwecke verfolgt. Sie wird 
im Wege eines Normativsystems, also 
ohne staatliche Konzession, nur durch 
konstitutive Eintragung errichtet, 
steht während ihrer Operationsphase 
aber unter staatlicher Aufsicht. Es 
wird stark auf interne Governance 
Am 23.9.2010 hat der Landtag des 
 Fürstentums Liechtenstein eine um- 
fassende Steuerreform verabschiedet, 
die am 1.1.2011 in Kraft getreten 
ist.18 Ziel der Totalrevision ist eine 
Modernisierung der Steuerrechts-
ordnung und damit einhergehend 
die Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit und der Attraktivität des Stand-
orts Liechtenstein. Zur Stärkung des 
Philanthropie werden, auch nach 
neuem Recht, juristische Personen 
und Vermögenswidmungen ohne 
Persönlichkeit, die ausschliesslich 
und unwiderruflich gemeinnützige 
Zwecke verfolgen, auf Antrag von 
der Steuerpflicht befreit (Art. 4 Abs. 
2 SteG), wobei im Bereich des Steu-
errechts neu der gleiche Gemein-
nützigkeitsbegriff wie im Zivilrecht 
(Art. 107 Abs. 4a PGR) verwendet 
wird. Gemäss Art. 16 Abs. 3 lit. h 
SteG sind freiwillige Geldleistungen 
an diese Personen im Umfang von 
maximal 10 % des steuerpflichtigen 
Erwerbs abziehbar. Bei gemeinnüt-
zigen Stiftungen, die der Stiftungs-
aufsichtsbehörde unterstehen, ist bei 
der Einreichung von Unterlagen so- 
wie im Bereich der Aufsicht ein ver- 
einfachtes und einheitliches Verfah-
ren in Hinblick auf das Stiftungs- und 
das Steuerrecht vorgesehen.
Im nicht steuerbefreiten Bereich 
unterliegen Stiftungen als juristische 
Personen künftig der Ertragssteuer- 
pflicht. Die Erbschafts- und Schenk- 
ungssteuer wurde abgeschafft, ebenso 
die Kapital- und Couponsteuer. Das 
Steuergesetz sieht in Art. 64 SteG da- 
rüber hinaus neu die Möglichkeit vor, 
dass vermögende Privatpersonen Tei- 
le  ihres Vermögens in einer selbständi- 
gen juristischen  Person als «Privatver- 
mögensstruktur (PVS)» verwalten.19
Im Bereich des internationalen 
Steuerrechts ist am 1.9.2010 ein OECD 
(Organisation for Economic Co-ope-
ration and Development) konformes 
Steueramtshilfegesetz20 in Kraft ge- 
treten. Das Fürstentum Liechtenstein 
hat aktuell 23 OECD-konforme Steuer- 
abkommen21 abgeschlossen. Die Re-
gierung hat zum Ziel erklärt, insbe-
17
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rat im Juni 2010 genehmigt. Die Frist 
für das fakultative Referendum lief 
ungenutzt ab. Den eidgenössischen 
Räten werden nun schrittweise wei-
tere inzwischen unterzeichnete DBA 
zur Genehmigung vorgelegt.27 Die Ver- 
ordnung über den Vollzug der Amts-
hilfe nach DBA wurde vom Bundes- 
rat auf den 1.10.2010 in Kraft gesetzt.28 
Dieser Ausbau der internationalen 
Amtshilfe und die Ausweitung des 
internationalen Informationsaustau-
sches könnte sich in diesem steuer-
rechtlich interessanten Bereich so-
mit einseitig zu Gunsten der Schweiz 
auswirken: Spenden in die Schweiz 
wären dann steuerlich abziehbar, 
Spenden aus der Schweiz ins EU- 
Ausland nach derzeitiger Rechtslage 
jedoch nicht. Der Schweiz stünde es 
freilich gut an, auch ohne entspre-
chende staatsvertragliche Verpflich-
tung Gegenrecht zu halten und Di- 
rektspenden von Steuerpflichtigen in 
der Schweiz an gemeinnützige Insti-
tutionen in EU-Staaten ebenfalls zum 
Abzug zuzulassen.29
Interesse, da nach dem Willen der 
EU der Kapitalverkehrsfreiheit sog. 
«Drittstaatenwirkung» zukommt. Das 
heisst, dass Spenden an Institutio-
nen in Ländern ausserhalb der EU 
gleich wie an solche innerhalb der 
EU beurteilt werden könnten. Ge-
mäss EuGH soll dabei massgebend 
sein, ob vom betroffenen Drittstaat 
die für die steuerliche Nachprüfung 
der Begründetheit des steuerlichen 
Abzugs erforderlichen Auskünfte zu- 
gänglich gemacht werden respektive 
ob gestützt auf einen Staatsvertrag 
ein entsprechender Informationsaus- 
tausch gesichert ist. Ein rechtlicher 
Informationsaustausch mit dem be- 
troffenen EU-Mitgliedsstaat auf Ba- 
sis eines Doppelbesteuerungsabkom- 
mens (DBA) dürfte diese Anforderung 
erfüllen. Im März 2009 hat sich die 
Schweiz entschlossen, die Amts-
hilfe auszubauen und Art. 26 des 
OECD-Musterabkommens zu über-
nehmen. Die ersten zehn DBA mit 
der erweiterten Amtshilfeklausel 
wurden von National- und Stände-
Foundation Centre www.efc.be. Das 
EFC schaltet laufend neueste Infor-
mationen auf.
Steuerabzug von Spenden  
INS Ausland
Rechtsfragen der grenzüberschrei-
tenden Gemeinnützigkeit haben in 
den letzten Jahren zunehmend Be-
deutung erlangt. Im Urteil «Persche» 
hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH)23 am 27.1.2009 entschieden, 
dass (sowohl Sach- als auch Geld-) 
Spenden von einem EU-Staat in 
einen anderen von der Kapitalver-
kehrsfreiheit erfasst werden und 
deshalb nicht anhand eines auslän-
dischen Sitzes des Empfängers dis-
kriminiert werden dürfen. Spenden 
eines Steuerpflichtigen an gemein-
nützige Einrichtungen eines anderen 
EU-Mitgliedstaats müssen danach 
grundsätzlich steuerlich abziehbar 
sein.24 In Reaktion auf dieses Urteil 
müssen die Vorgaben des EuGH in 
den EU-Mitgliedsländern nun um-
gesetzt werden. Einige Staaten ha-
ben bislang nicht reagiert, so dass im 
letzten Jahr 17 Vertragsverletzungs-
verfahren bei der Europäischen Kom- 
mission anhängig waren. 17 EU- 
Länder haben ihre Steuergesetzge-
bungen bereits angepasst, als letzte 
im Jahr 2010 Grossbritannien, Bel- 
gien und Deutschland sowie Estland 
im Jahr 2011.25 Es zeigt sich aber, wie 
widersprüchlich die Umsetzung der 
Steuerabzugsfähigkeit auf nationaler 
Ebene gestaltet werden kann. In 
Deutschland wird beispielsweise ein 
struktureller Inlandsbezug der Aus-
landsspende gefordert: Die Steuer- 
vergünstigung setzt dort voraus, 
dass geförderte natürliche Personen 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland haben 
oder die Tätigkeit der geförderten In-
stitution zum Ansehen der Bundes-
republik Deutschland im Ausland 
beitragen kann.26 
Das Urteil ist auch für Dritt- 
länder wie die Schweiz von grossem 
Länder der Europäischen Union, in denen Spenden ins Ausland bereits steuerlich 
absetzbar sind. Quelle: European Foundation Centre 2011
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Am Moskauer DAFNE-Meeting 
wurde zudem eine Vereinbarung mit 
dem European Foundation Centre 
(EFC) zur Durchführung einer jährli-
chen exklusiven Veranstaltung der 
beiden Organisationen in Brüssel 
beschlossen. Das EFC setzt sich für 
die Stärkung des Philanthropiestand- 
orts Europa ein, erhebt und sammelt 
Daten und vertritt den europäischen 
Stiftungssektor auf politischer Ebene. 
Die beiden Organisationen haben 2010 
bereits ein gemeinsames Forschungs- 
projekt zur Erhebung der (steuer-)
rechtlichen Rahmenbedingungen für 
gemeinnützige Stiftungen in Europa 
gestartet («Transparency and account- 
ability of public benefit foundations»). 
Die Resultate werden im Frühsom-
mer 2011 präsentiert. Auf der Web-
site des EFC bereits erhältlich sind 
zahlreiche, einheitlichen Kriterien 
folgende Länderprofile.30  Der Schwei- 
zer Beitrag stammt von Dominique 
Jakob, Leiter Zentrum für Stiftungs-
recht an der Universität Zürich, und 
Beate Eckhardt, Geschäftsführerin 
SwissFoundations.
Donors and Foundations  
Network Europe
Das Donors and Foundations Net-
work Europe (DAFNE) wurde 2009 
offiziell in Rom gegründet und um-
fasst rund 25 Stiftungsverbände aus 
ganz Europa. Die Schweiz wird durch 
SwissFoundations, den Verband der 
Schweizer Förderstiftungen reprä- 
sentiert, welcher zu den Gründungs-
mitgliedern von DAFNE gehört. Das 
Netzwerk trifft sich bis zu zweimal 
jährlich zum Informations- und Wis-
sensaustausch. Das Wintermeeting 
2010 fand in Madrid, das Treffen von 
2011 auf Einladung des russischen 
Donors Forums in Moskau statt. Im 
Zentrum beider Treffen standen Bera- 
tungen zum geplanten europäischen 
Stiftungsstatut, den Entwicklungen 
zur Mehrwertsteuer für gemeinnüt- 
zige Organisationen in Europa, ins-
besondere zum Green Paper der EU 
Kommission «Towards a simpler, 
more robust and efficient VAT sys-
tem» sowie Workshops zu verbands-
internen Fragestellungen. 
13 Zu allen Einzelheiten der Totalrevision und des gesamten neuen liechtensteinischen Stiftungsrechts siehe Jakob Dominique, 
 Die liechtensteinische Stiftung, Vaduz 2009.
14 Mehr dazu in den revidierten Statuten und Aufnahmereglements unter http://www.swissfoundations.ch/de/portrait/ 
 downloads.html.
15 Abrufbar unter http://www.llv.li/pdf-llv-gboera-befreiung_revisionsstellenpflicht_aufsichtspflichtiger_gemeinnuetziger_ 
 stiftungen.pdf.
16 LGBl. 2009 Nr. 114. Zum Inhalt der Stiftungsrechtsverordnung siehe Jakob Dominique/Schweizer Laura/Studen Goran, Verein – 
 Stiftung – Trust, Entwicklungen 2009, njus.ch, Bern 2010, 53 f.
17 Siehe hierzu im Einzelnen Ziff. 2.2. des Merkblatts.
18 Siehe Gesetz vom 23.9.2010 über die Landes- und Gemeindesteuern (Steuergesetz; SteG), LGBl. 2010 Nr. 340 und die Ver- 
 ordnung über die Landes- und Gemeindesteuern (Steuerverordnung; SteV) vom 21.12.2010, LGBl. 2010 Nr. 437.
19 Entscheidung No: 44/11/COL vom 15.2.2011, siehe auch http://www.eftasurv.int/press--publications/press-releases/state- 
 aid/nr/1384.
20 Gesetz über die internationale Amtshilfe in Steuersachen (Steueramtshilfegesetz; SteAHG) vom 30.6.2010, LGBl. 2010 Nr. 246.
21 Der aktuelle Stand der internationalen Steuerabkommen ist einsehbar unter http://www.liechtenstein.li/eliechtenstein_ 
 main_sites/portal_fuerstentum_liechtenstein/fl-med-steuerabkommen.htm.
22 Siehe zu allen Einzelheiten der Rechtsform ebenso wie zu Hintergründen und Stand der Entwicklungen Jakob Dominique/ 
 Studen Goran, Die European Foundation – Phantom oder Zukunft des europäischen Stiftungsrechts?, ZHR 174 (2010), 61 ff.
23  EuGH-Urteil vom 27.1.2009, Rs. C-318/07, «Persche», abrufbar unter http://curia.europa.eu/.
24  Eine ausführliche Darstellung des Urteils bietet Jakob Dominique/Schweizer Laura/Studen Goran, (Fn. 4) 95 f.25.   
25 Zahlreiche weitere Informationen finden Sie unter http://www.efc.be/Legal/Pages/EU-leveltaxandcross-borderissues.aspx.
26 Ausführlich zum Ganzen Weitemeyer Birgit, in Jakob Dominique (Hrsg.), Perspektiven des Stiftungsrechts in der Schweiz und in 
 Europa, 77 ff.
27 Der aktuelle Stand der in Kraft getretenen DBAs mit erweiterter Amtshilfeklausel ist einsehbar unter: http://www.efd.admin.ch/ 
 dokumentation/zahlen/00579/00608/00642/index.html?lang=de.
28 Die Verordnung könnte in Kürze ersetzt werden durch das Bundesgesetz über die internationale Amtshilfe in Steuersachen 
 (Steueramtshilfegesetz, StAG), abrufbar unter http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/2036/d_Vorlage.pdf, welches 
 sich derzeit im Vernehmlassungsverfahren befindet.
29 Zum Ganzen Koller Thomas/Sennhauser Norbert, Das EuGH-Urteil Persche aus der Sicht von Drittstaaten, insbesondere der 
 Schweiz, in Martinek Michael/Rawert Peter/Weitemeyer Birgit (Hrsg.), Festschrift für Dieter Reuter zum 70. Geburtstag, Berlin/ 
 New York 2010, 1061 ff.





höchste Zuwachsrate von Stiftungen 
in den letzten zehn Jahren. Die Gründe 
für dieses enorme Wachstum lassen 
sich noch nicht im Detail eruieren 
bzw. bedürfen einer genaueren Unter- 
suchung. Beim Kanton Genf spielt 
sicherlich seine internationale Posi-
tionierung eine gewichtige Rolle, die 
gerade in den letzten zehn Jahren zu 
vielen Stiftungsgründungen geführt 
hat. Die nachfolgende Tabelle zeigt, 
dass aktuell 49,4 % der Stiftungen in 
Genf unter eidgenössischer Aufsicht 
stehen und damit einen nationalen 
oder internationalen Zweck verfol-
gen. Anfang 2000 war dies gerade 
einmal bei 27 % aller gemeinnützi-
gen Stiftungen im Kanton Genf der 
Fall. Anders gestaltet sich die Situ-
ation in den übrigen Kantonen der 
Romandie. So haben z.B. im Waadt-
land nur 15,4 % und im Wallis nur 
9,2 % der Stiftungen einen nationa-
len und internationalen Zweck.
Stiftungstrend Romandie 
 
Ein Blick in die Geschichtsbücher 
der Schweizer Gesetzgebung lässt 
die Westschweiz nicht gerade als 
stiftungsfreundlich erscheinen. Die 
Genfer Verfassung von 1847 erlaubte 
die Errichtung von gemeinnützigen 
Stiftungen nur mit Zustimmung des 
Grossen Rates und von zeitlich limi- 
tierter Dauer.31 Von dieser kritischen 
Haltung kann heute keine Rede mehr 
sein. Zwar gehören mit Neuenburg 
und Jura immer noch zwei West-
schweizer Kantone zur Schluss-
gruppe bei den Steuerabzügen, aber 
insbesondere der Kanton Genf hat zu 
Beginn des Jahres 2009 den Steuer-
abzug von 5 % auf 20 % erhöht und 
damit mit der Mehrheit der Kantone 
gleichgezogen.32
Der Kanton Genf verzeichnet mit 
182,7 % Wachstum schweizweit die 
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Zeitraum Stiftungen total unter eidg. Aufsicht
ANTEIl DER STIFTUNGEN UNTER EIDGENöSSISCHER AUFSICHT IM KANToN GENF33 
vor 2000 330 89 27.0%
ab 2000 716 428 59.8%
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Wirtschaft, nicht auf die Bedürfnisse 
der Philanthropie reagiert und aus-
serdem der Graben zwischen den 
Reichsten und den Ärmsten kon-
tinuierlich grösser wird. In diesem 
Kontext setzt sich der Philanthropie-
Bereich als dritte – neue – Stimme 
durch, welche neue und zunehmend 
zahlreichere Formen der Zusammen-
arbeit und Partnerschaften zwischen 
Staat und Wirtschaft erforderlich 
macht. Die internationale Stiftung 
unter schweizerischem Recht ist be-
sonders attraktiv, da sie eine grosse 
Flexibilität aufweist, welche es zu-
lässt, verschiedene, sich im Hin- 
blick auf ein gemeinnütziges Ziel 
vereinende Anspruchsgruppen zu-
sammenzuführen.  
Wie profitiert die hiesige Gesellschaft 
von den zahlreichen neuen Stif- 
tungen?
Benoît Merkt: Auf der einen Seite 
kommen die Aktivitäten der in der 
Schweiz sesshaften, internationalen 
Stiftungen offensichtlich in erster 
Linie Anliegen und Begünstigten 
im Ausland zu. Es lässt sich übri-
gens feststellen, dass einige der gros-
sen, internationalen Stiftungen mit 
Sitz in Genf im Ausland bekannter 
sind als in unserem Land. Auf der 
anderen Seite schätzt jedoch das 
Amt für Statistik des Kantons Genf 
die Zahl der Arbeitsstellen, welche 
in Genf durch den internationalen 
Nonprofit-Sektor geschaffen wurden, 
auf 30 000. Davon ist ungefähr ein 
Zehntel bei den gemeinnützigen Stif- 
tungen angesiedelt. Ein solches Ar-
beitsplatzangebot stellt eine ausser-
gewöhnliche Chance für die wach-
sende Anzahl Personen dar, die 
sich in diesem Bereich engagieren 
möchten.
die Schweiz im internationalen Ver-
gleich für internationale Stiftungen 
einen besonders attraktiven rechtli-
chen und steuerpolitischen Rahmen 
bietet, sowohl für ausländische als 
auch für in der Schweiz lebende Stif-
ter. Ich beobachte zudem eine zuneh-
mende Bedeutung des Bereichs der 
Philanthropie (siehe nächste Frage). 
Ebenfalls zu betonen ist das neue 
Gaststaatgesetz, eine ganz neuartige 
Regelung, welche es unter bestimm-
ten Bedingungen erlaubt, interna-
tionalen Stiftungen, die gleichzeitig 
Akteure und Mittel des privaten und 
öffentlichen Sektors vereinen, attrak- 
tive Konditionen zu bieten.
Die Gründe für die Wahl von Genf 
als Sitz internationaler Stiftungen 
im Speziellen variieren von Fall zu 
Fall. Im Allgemeinen bietet Genf 
eine lange humanitäre Tradition und 
ein gutes Netzwerk für internationa-
len Stiftungen; denn Letztere arbei-
ten bei der Erfüllung ihrer Aufgabe 
meist eng mit internationalen Orga-
nisationen (wovon 23 in Genf loka-
lisiert sind) zusammen. Dies zeigt 
sich insbesondere in Bereichen wie 
Gesundheit, Konfliktprävention und 
-lösung, Schutz der Menschenrech-
te, Umweltschutz und Kampf gegen 
die Armut.
Welcher allgemeine Trend zeichnet 
den Bereich der Philanthropie in der 
Schweiz aus?
Benoît Merkt: Der Philanthropie- 
Bereich gewinnt mehr und mehr an 
Bedeutung. Das lässt sich anhand 
mehrerer Gründe erklären: Zunächst 
lässt sich feststellen, dass eine zuneh- 
mende Anzahl von öffentlichen Auf-
gaben (insbesondere in gewissen Ent- 
wicklungsländern) nicht oder nicht 
ausreichend durch den Staat erfüllt 
wird. Es lässt sich zudem beobachten, 
dass der «Profit»-Bereich, d.h. die 
Dr. Benoît Merkt
Welche Gründe sehen Sie für den 
signifikanten Anstieg der Anzahl 
Stiftungen in der Romandie in den 
letzten Jahren?
Benoît Merkt:   Im Allgemeinen stellt 
man seit der zweiten Hälfte der 1990er 
Jahre ein konstantes Wachstum der 
Anzahl Stiftungen in der Schweiz 
fest. Gemäss den Statistiken der eid- 
genössischen Stiftungsaufsicht waren 
1995 1354 Stiftungen unter eidgenös- 
sischer Stiftungsaufsicht registriert. 
Heute sind es 3432, wovon 186 Stif- 
tungen 2009 und 140 2010 neu er-
richtet wurden. Es handelt sich 
dabei ausschliesslich um internatio-
nale Stiftungen unter eidgenössischer 
Stiftungsaufsicht, d.h. Stiftungen, 
die zwar ihren Sitz in der Schweiz 
haben, aber die ganz oder teilweise 
gemeinnützige Ziele im Ausland ver-
folgen. Die Anzahl der Stiftungen ist 
dementsprechend noch bedeutend 
grösser, wenn man die Stiftungen 
mitberücksichtigt, welche lokal tätig 
sind und der kantonalen Stiftungs-
aufsicht unterstehen.
Bezüglich der Gründe für dieses 
Wachstum, stelle ich als Praktiker im 
Bereich des Stiftungsrechts fest, dass 
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die Finanzkrise viele Stiftungen ge-
zwungen gewesen, ihre Anlage- und 
Vergabepraxis zu überdenken und 
zeigten sich daher interessiert an 
Lösungen anderer Stiftungen. 
Die verschiedenen Formen der 
Kooperation reichen vom formlosen 
Austausch bis hin zur gemeinsamen 
Nutzung von Ressourcen, vom losen 
Zusammenwirken bis hin zu festen 
rechtlichen Strukturen.36 Hierbei kann 
 Zusammenarbeit im weitesten Sinne 
verstanden werden und den Zusam-
menschluss von Individuen (Bürger- 
stiftungen, Sammelstiftungsmodelle), 
die Kooperation von Stiftern unter-
einander oder mit Stiftungen (Mit- 
oder Gemeinschaftsstiftungen, Zu-
stiftungen, Dachstiftungen) oder auch 
die Kooperation von Stiftungen (joint 
funding, Projektverträge, administra-
tive Kooperation, Zusammenlegung 
von Stiftungen) bedeuten. Möchte 
man diese Wege nutzen, ist heute vor 
allem auf eine weitsichtige Statuten- 
gestaltung zu achten: also eine 
Stiftung auch für Kooperationen zu 
öffnen und etwa für die Einwerbung 
von verschiedenen Arten von Stif-
tungskapital sowie für die Aufnah-
me von unselbständigen Stiftungen 
vorzubereiten.37 
Auf inhaltlicher Ebene hat Swiss-
Foundations bereits vor einigen Jahren 
begonnen, fachspezifische Arbeits-
kreise zu etablieren, in denen sich Stif- 
tungen gleicher Tätigkeitsfelder tref-
fen. Im vergangenen Jahr ist neben den 
bestehenden Arbeitsgruppen «Sozia- 
les», «Bildung Forschung Innova- 
tion», «Kultur» und «Umwelt» mit der 
Arbeitsgruppe «Finanzen» eine sach- 
spezifische Austauschplattform ge-
schaffen worden, die grossen Anklang 
gefunden hat. Weitere Beispiele für 
das steigende Interesse an der Kom-
munikation mit anderen Stiftungen 
sind die Veranstaltungen vom Stif-
tungsforum in Bern und das Forum 
Stiftungswesen Schweiz.
Konkrete Kooperationen bei För-
dermassnahmen, wo mehrere Stif-
tungen gemeinsam Projekte entwi-
die Aufsicht ausgeübt werden oder 
die Foundation-Governance aussehen 
soll. Steuerrechtlich von Belang ist die 
Frage, wer (das Dach und/oder die Un-
terstiftung?) die steuerlichen Gemein- 
nützigkeitskriterien erfüllen muss. 
Zusammengefasst lässt sich sagen, 
dass die Form der Dachstiftung für 
vielerlei Gestaltungsanliegen ein in- 
novatives Modell darstellen kann, 
allerdings kein stiftungsrechtliches 
Allheilmittel ist. Mit dem Boom der 
unselbständigen Stiftungsform wird 
sich die Aktualität der dogmatischen 
Fragestellungen erhöhen. Um die 
Anliegen der Praxis in Einklang  mit 
den rechtlichen Vorgaben zu bringen, 
haben sich sowohl der «Workshop 
Dachstiftungen», organisiert von der 
Limmat-Stiftung in Zürich, als auch 
der «1. Zürcher Stiftungsrechtstag» 
an der Universität Zürich erstmalig 




Zusammenarbeit im Stiftungswesen 
ist keine neue, aber eine neuerdings 
hoch im Kurs stehende Idee. Ent-
sprechend hat die Kooperationsbe-
reitschaft von Stiftungen in den 
vergangenen Jahren deutlich zu-
genommen. Die Gründe dafür sind 
genauso vielfältig wie die verschie-
denen Formen der Zusammenarbeit. 
Zunächst einmal ist der verstärkte 
Austausch unter den Stiftungen das 
Verdienst der bestehenden Verbände 
SwissFoundations und proFonds, die 
als Plattformen zur Vernetzung und 
zur Branchenentwicklung beitragen. 
Die Veranstaltungen beider Verbände 
verzeichneten in den vergangenen 
Jahren deutliche Teilnehmerzuwäch- 
se. Ein weiterer Grund ist in der Ge- 
setzgebung zu suchen. Immer häu- 
figer sind Stiftungen von Gesetzes-
änderungen betroffen, und vor allem 
kleine, ehrenamtlich geführte Stif-
tungen haben Mühe, alle Entwick-
lungen rechtzeitig und angemessen 
umzusetzen. Zudem sind durch 
Dachstiftungen 
  
Das Phänomen der Dachstiftung ist in 
den letzten Jahren zunehmend in den 
Blick stiftungsinteressierter Kreise ge- 
rückt. Es handelt es sich hierbei nicht 
um eine gesetzlich geregelte oder auch 
nur terminologisch fest umrissene Stif- 
tungsart (daher oft bezeichnet als 
«Gemeinschaftsstiftung»,«Sammel- 
stiftung», «Treuhänder-Stiftung» oder 
einfach nur «Stiftung»). Sie ist viel-
mehr eine aus den Bedürfnissen der 
Praxis heraus entstandene stiftungs-
rechtliche Gestaltungsform, bei der 
eine rechtsfähige Stiftung des Privat- 
rechts i.S.d. Art. 80 ff ZGB als 
operatives Dach für unselbständige 
(Unter-) Stiftungen fungiert. Diese 
Unterstiftungen bieten potenziellen 
Stiftern, die den zeitlichen, adminis- 
trativen und finanziellen Gründungs- 
und Operativaufwand einer eigenen 
selbständigen Stiftung scheuen, die 
Möglichkeit, vom gebündelten Know- 
how und der Erfahrung «des Dachs» 
zu profitieren und gleichzeitig ihrer 
Zuwendung mehr Identität zu verlei-
hen als bei einer reinen «Zustiftung». 
Die 2010 von der Fondation 1796 her- 
ausgegebene und von einem Exper- 
tenteam begleitete Studie «Stärkung 
der Philanthropie in der Schweiz» 
listet aktuell acht Schweizer Dach-
stiftungen auf.34
Da die Dachstiftung bislang wis- 
senschaftlich kaum thematisiert wur- 
de, bestehen jedoch noch einige Un- 
sicherheiten, so etwa bezüglich der 
auf die Unterstiftungen anwendbaren 
Rechtsgrundlagen: Folgt die unselb-
ständige Stiftung als primär schuld-
rechtliches Konstrukt dem Recht der 
Auflagenschenkung, der Treuhand 
oder beidem? Soll das Stiftungsrecht 
auf diese schuldrechtlich nachge-
bildete «Stiftungsform» analog ange- 
wendet werden? Einen prüfenden 
Blick erfordert auch das Verhältnis 
der Zwecke der Unterstiftung(en) zum 
Dachstiftungszweck, die Einordnung 
der «Organe» der Unterstiftungen 
sowie etwaige Zweckänderungen oder 
Zusammenlegungen von Unterstif- 
tungen. Fraglich ist überdies, wie 
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phanbiotech) verliehen. Die Initiative 
wird im kommenden Jahr in eine 
Stiftung umgewandelt. Schliesslich 
hat sich mit «The Hub Zurich» ein 
eigenes Social Business gegründet, 
welches den Austausch und die Zu- 
sammenarbeit von Social Entrepre-
neurs und anderen Interessierten 
fördert, indem es Arbeitsplätze und 
Veranstaltungsräume zur Verfügung 
stellt.
Auch für Förderstiftungen bieten 
sich in diesem Bereich neue Unter- 
stützungsmöglichkeiten, insbeson- 
dere für Anschubfinanzierungen, da 
Social Entrepreneurs keine langfris- 
tigen Leistungen erwarten. Fokussiert 
auf eine solche Form der Förderung 
sind Venture Philanthropists und So-
cial Investors. Deren Konzepte sind 
der Wagniskapitalfinanzierung von 
Start-ups entlehnt. Dazu gehören vor 
allem rigorose Auswahlprozesse, An- 
wendung verschiedener Finanzie-
rungsinstrumente (Donation, Darle-
hen, Beteiligungen), Unterstützung 
über die finanziellen Mittel hinaus 
durch Beratung, Netzwerke und Teil-
habe sowie eine zeitlich begrenzte 
Förderung mit klarer Ausstiegsstra-
tegie. Da Venture Philanthropen po- 
tenziell Mittelbeschaffung und  Mit- 
telvergabe miteinander vermischen, 
entstehen komplexe juristische Pro-
bleme sowohl bei der Gemeinnüt-
zigkeit als auch in zivilrechtlichen 
Fragen. Ende 2010 wurde an der 
Universität Basel eine Dissertation ab-
geschlossen, die zivilrechtliche Kon- 
sequenzen von Venture Philanthropy 
durch Stiftungen untersucht hat.42 Es 
mag auch an diesen rechtlichen Un-
sicherheiten liegen, weshalb es bis-
her nur wenige Beispiele Schweizer 
Stiftungen gibt, die konsequent mit 
Venture Philanthropy arbeiten (z.B. 
LGT Venture Philanthropy). Jedoch 
werden immer mehr Stiftungen durch 
die neuen Ansätze angeregt und über- 
nehmen Einzelaspekte daraus. Insbe- 
sondere auf die Evaluation und Aus-
wahl von Projekten hat die Venture 
Philanthropy-Diskussion einigen Ein- 
fluss ausgeübt.43
   
tralen Konzepte – und mit am häu-
figsten genannten Begriffe – sind 
Social Business und Venture Phil-
anthropy. Parallel dazu ist auch von 
Social Entrepreneurship, Social In-
vesting, High-Engagement oder Stra-
tegic Philanthropy die Rede.40
Social Business zeichnet sich da-
durch aus, dass soziale Initiativen un- 
ternehmerisch geführt werden und 
durch die wirtschaftliche Orientierung 
eine Nachhaltigkeit erreicht wird, die 
sie von Spenden weitgehend unab-
hängig macht. Nachhaltigkeit hat hier 
ganz im Sinn der «Triple Bottom 
Line» eine ökologische, soziale und 
auch ökonomische Ausrichtung. Aus 
der eigenen Aktivität soll ein Ertrag 
erwirtschaftet werden, der das Unter-
nehmen vollständig oder zumindest 
teilweise refinanziert. Überschüsse 
werden wie auch bei anderen Kon-
zepten nicht ausgeschüttet, sondern 
re-investiert, was die gemeinnützige 
Ausrichtung unterstreichen soll.41 In 
der Schweiz haben sich vor allem auf 
dem zweiten Arbeitsmarkt Sozial- 
unternehmen entwickelt, die erfolg-
reich Arbeitsintegration betreiben. 
Die «Job Factory» in Basel, die «Stif-
tung für Arbeit» aus St. Gallen und 
die Stiftung «Integration pour Tous 
IPT» aus Vevey sind herausstechende 
Beispiele dieser Branche. Aber auch 
in anderen Bereichen sind in der 
Schweiz Social Entreprises gegrün-
det worden, z.B. im Bildungswesen 
(Studienaktie, Bookbridge Founda-
tion) und im Gesundheitswesen (Or- 
phanbiotech Foundation). 
Dennoch ist das Wissen und die 
Erfahrung über diese neuen Unter-
nehmen noch sehr gering. Für mehr 
Visibilität und Austausch sorgen ver- 
schiedene Initiativen. Der Social En-
trepreneurship Roundtable ist eine 
informelle Plattform, die den Aus-
tausch zwischen Praxis, Investoren 
und Forschung fördert. Die Social 
Entrepreneurship Initiative (SEI) will 
Start-up-Förderung in philanthro-
pischen Branchen betreiben und hat 
Anfang 2011 erstmals den Social 
Entrepreneuship Award (Sieger: Or-
ckeln oder finanzieren, gehören nach 
wie vor zu den Ausnahmen.38 Jedoch 
haben erfolgreiche Beispiele der letz-
ten Jahre wie venture kick, Kinder-
schutz Schweiz oder infoklick.ch ge-
zeigt, welches Potenzial in solchen 
Gemeinschaftsprojekten steckt. Ge-
rade die starke Fragmentierung der 
Schweizer Stiftungslandschaft bietet 
allen Grund, Kosten durch die ge-
meinsame Nutzung von Ressourcen 
einzusparen. Ein gutes Beispiel ist das 
2010 eröffnete Haus der Stiftungen 
in Zürich, das neben dem Verband 
SwissFoundations auch die Ge-
schäftsstellen von vier Stiftungen be- 
herbergt. Ein weiteres Beispiel für 
administrative Kooperationen ist die 
von der Volkart Stiftung entwickelte 
web-basierte Gesuchsdatenbank, die 
eine elaborierte Form für ein profes-
sionelles Gesuchsmanagement bietet 
und von interessierten Stiftungen zu 
Selbstkosten übernommen werden 
kann. Bereits haben zwei weitere Stif- 
tungen das System für ihre Zwecke 
adaptiert. 
Für die nächsten Jahre sind wei-
tere Schritte zu verstärkter Koopera-
tion und Koordination im Stiftungs-
wesen zu erwarten. Dies ist nicht nur 
für die Stiftungen selbst, sondern auch 
für die Destinatäre von Vorteil.
Neue Formen der Philanthropie
In den letzten Jahren lässt sich ein 
 flexiblerer Umgang mit den Rechtsfor-
men von Nonprofit-Organisationen 
(NPOs) feststellen.39 Dabei ist unklar, 
ob dies eine Folge des enormen Stif-
tungswachstums ist oder umgekehrt. 
Einige neu gegründete Stiftungen ver- 
folgen denn auch innovative Förder-
konzepte und Business-Ideen, die 
nicht dem klassischen Bild der Stif-
tung als relativ statische und kapital-
orientierte Rechtsform entsprechen. 
Typisch für neue Entwicklungen, be-
steht momentan ein bunter Strauss 
an Begriffen und Konzepten, die sich 
ergänzen, überschneiden oder chro-
nologisch ablösen. Die beiden zen-
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bedeutet dies vor allem, ein Anlage- 
reglement zu erstellen und schriftlich 
festzuhalten sowie die Verantwort-
lichkeiten im Vermögensmanagement 
so zu gestalten, dass das Vier-Augen-
Prinzip gewährleistet ist.45
Im Anfang des Jahres 2011 erschie-
nenen Band 8 der Reihe Foundation 
Governance «Rechnungslegung und 
Revision von Förderstiftungen» wur-
de die grundsätzliche Anwendung 
eines IKS für Stiftungen dargestellt.46 
Jedoch gilt es, die praktische Um-
setzung spezifisch für jede Stiftung 
zu regeln, da sich das IKS je nach 
Grösse der Stiftung, Komplexität der 
Kapitalstruktur und Form der Förde-
rung unterscheidet.
Es ist zu erwarten, dass die An-
forderungen an Stiftungen in diesem 
Bereich in Zukunft noch zunehmen 
werden. Dies sollte jedoch nicht der 
einzige Grund für eine Adaption 
sein. Risikobewertung und IKS sind 
nur dann von Nutzen, wenn sie als 
Instrumente zur Steigerung der eige- 




Die Volatilität der Märkte in den 
letzten Jahren hat vielen Stiftungen 
verdeutlicht, dass sie sich bisher un- 
zureichend mit Fragen des Anlage- 
risikos beschäftigt haben. Gerade für 
Förderstiftungen, deren Aktivitäten 
von den Finanzerträgen abhängen, 
sind grosse Ertragseinbrüche schmerz- 
haft, da dann die Fördermassnahmen 
deutlich zurückgefahren werden 
müssen. Dabei lassen sich schon mit 
einfachen Methoden moderne Anfor-
derungen an die Risikobeurteilung 
in Stiftungen umsetzen. Seit Inkraft-
treten der neuen Revisionsbestim-
mungen zum 1.1.2008 müssen alle 
Rechtsformen, auch Stiftungen, ab 
einer entsprechenden Grösse über 
ein internes Kontrollsystem (IKS) 
verfügen.44 Was so komplex klingt, 
erfordert oftmals nur eine Konzentra-
tion und eine bessere Abstimmung be-
reits bestehender Massnahmen. We- 
sentliche Zielsetzung ist es, die Wirt-
schaftlichkeit und Wirksamkeit der 
Geschäftstätigkeit zu sichern. Für 
die Vermögensanlage von Stiftungen 
31 Vgl. Purtschert Robert/von Schnurbein Georg/Beccarelli Claudio, Visions and Roles of Foundations in Europe – Länderstudie 
 Schweiz, Freiburg i.Ue. 2003, 5.
32 Eine Übersicht der aktuellen Steuerabzüge findet sich bei http://www.profonds.org/de/portrait/downloads.htm.
33 Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf Zahlen der CEPS-Datenbank.
34 Vgl. Stärkung der Philanthropie in der Schweiz – Strategien und Massnahmen für mehr Kooperation und eine bessere Wahr- 
 nehmung des Philanthropiesektors, 2010, 37, abrufbar unter www.fondation1796.org/initiative.
35 Vgl. die Beiträge von Jakob Dominique, 6 f, und Studen Goran, 37 ff, im zum Stiftungsrechtstag erschienenen Tagungsband, 
 Jakob Dominique (Hrsg.), Perspektiven des Stiftungsrechts in der Schweiz und in Europa, 2010.
36 Vgl. Saxe Annegret, Erfolgsfaktoren von Stiftungskooperationen – eine theoretische und empirische Analyse, Münster 2009, 24 f.
37 Jakob Dominique, (Fn. 35) 6 ff.
38 Vgl. von Schnurbein Georg/Timmer Karsten, Die Förderstiftung. Strategie – Führung – Management, Basel 2010, 230 ff.
39  Schönenberg Daniela/von Schnurbein Georg,Transformation vom Verein in eine Stiftung: Juristische und betriebswirtschaft- 
 liche Folgen, Jusletter 7.9.2009.
40 Vgl. Hoelscher Philipp/Ebermann Thomas/Schlüter Andreas (Hrsg.), Venture Philanthropy in Theorie und Praxis, Stuttgart 2010, 3 ff. 
41 Vgl. Hackenberg Helga/Empter Stefan, Social Entrepreneurship – Social Business: Für die Gesellschaft unternehmen, Wies- 
 baden 2011.
42 Vgl. Schönenberg Daniela, Venture Philanthropie – Zulässigkeit und haftungsrechtliche Konsequenzen für Schweizer Stiftungen 
 und deren Organe, Diss. Basel 2010.
43 Vgl. von Schnurbein Georg, Venture Philanthropy – Die Folgen für soziale NPO, in: König Joachim/Oerthel Christian/Puch Hans- 
 Joachim (Hrsg.), Märkte für Menschen, Nürnberg 2010.
44 Vgl. Zöbeli Daniel/Neubert Luzius, Jahresabschluss und Finanzen von Stiftungen, Zürich 2009, 45 ff.
45 Vgl. Koss Claus/Zöbeli Daniel, Nur der Nikolaus soll noch Gutes tun ohne Buchführung, SGG-Revue 2011, 30 f.
46 Vgl. Rautenstrauch Thomas, Internes Kontrollsystem (IKS) in Stiftungen: Grundlagen und Zusammenhänge, in Egger Philipp/von 
 Schnurbein Georg/Zöbeli Daniel/Koss Claus (Hrsg.), Rechnungslegung und Revision von Förderstiftungen, Basel 2011, 35 ff.
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Stärkung der Philanthropie 
in der Schweiz
Im Juni 2010 wurde der Abschluss- 
bericht einer gesamtnationalen, inter- 
disziplinär durchgeführten Initiati-
ve zur Stärkung der Philanthropie 
in der Schweiz vorgelegt,4 um mit 
Blick auf die Funktionen und Wir- 
kungen von Stiftungen deren «Glaub- 
würdigkeit» zu verbessern und die 
Diskussion innerhalb des Sektors zu 
beleben. Auf Initiative der Fondation 
1796 arbeitete ein Lenkungsausschuss 
unter Mitwirkung aller drei Heraus-
geber und unter Einbezug von ca. 
50 Akteuren des Gemeinnützigkeits-
sektors zwei Prioritäten heraus: Die 
erste Priorität besteht in einer besse-
ren Zusammenarbeit, Koordination 
und Konsolidierung von Stiftern und 
Stiftungen. Die zweite Priorität be-
steht darin, die gesellschaftliche 
Wirkung der Philanthropie und die 
Wahrnehmung des Sektors zu erhö-
hen. Der Bericht zeigt neben einem 
konkreten Massnahmenplan zur Um- 
setzung dieser Ziele (Projekt-) Bei-
spiele aus dem In- und Ausland 
auf. Zudem enthält er diverse Zah-
len und Statistiken und versammelt 
auf diese Weise Daten, um den Ge- 
meinnützigkeitsraum Schweiz einer 
Standortbestimmung zu unterziehen. 
Die Studie schliesst mit einem Ap-
pell an alle potenziellen privaten 
wie öffentlichen Akteure: Sie mögen 
helfen, die erarbeiteten Ideen und 
Projekte umzusetzen – sei es durch 
das Beisteuern von Fachwissen und 
Studien 
Philanthropie in der Schweiz
Philanthropie umfasst jede private 
freiwillige Handlung für einen ge-
meinnützigen Zweck. Der Fokus liegt 
auf der handelnden Person, die in der 
Form von Geld-, Zeit-, oder Sachspen- 
den gemeinnützig tätig ist. Bisher gibt 
es keine zusammenfassende Darstel-
lung, die sich auf wissenschaftlicher 
Ebene mit Motiven, Entwicklungen 
und Bedeutung philanthropischer 
Handlungen in der Schweiz ausein- 
andersetzt. Die Studie «Philanthro-
pie in der Schweiz» des Centre for 
Philanthropy Studies (CEPS) nimmt 
diesen Missstand auf und fasst ei-
gene und Sekundärstudien in einer 
Gesamtanalyse zusammen. Insgesamt 
werden in der Schweiz 3 Mrd. CHF 
von Individuen, Unternehmen und 
Stiftungen für gemeinnützige Zwecke 
gespendet und jährlich ca. 700 Mio. 
Stunden Freiwilligenarbeit geleis- 
tet. Erstmals wird ausserdem durch 
eine kartographische Darstellung die 
philanthropische Infrastruktur der 
Schweiz sichtbar gemacht. Diese be-
inhaltet alle Institutionen, die durch 
ihre Leistungen Philanthropie in der 
Schweiz fördern. Aus den Ergebnis-
sen werden neue Forschungsthemen 
abgeleitet und Handlungsempfehlun- 
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Im Zentrum der Untersuchung von 
zwölf Stiftungen aus der Schweiz 
und Deutschland steht die Frage, 
wie Aktivitäten koordiniert und Ent- 
scheidungen gefällt werden. Insbe-
sondere untersucht das Centre for 
Philanthropy Studies (CEPS) das Zu- 
sammenspiel zwischen Stiftungsrat 
und Geschäftsführung. Ziel der Stu-
die ist es, Benchmarks auszuarbeiten 
und Grundlagen für die Weiter-
entwicklung des Swiss Foundation 
Codes zu schaffen sowie eine empi-
rische Übersicht zu Führungsstruk-
turen zu erarbeiten. Es zeigt sich, 
dass bestehende Strukturen einer 
Stiftung stark vom Selbstverständ-
nis der Stiftung abhängen. Es kann 
eine Unterteilung zwischen rats-
dominanten, stabsdominanten und 
geteilten Governance-Strukturen ge-
troffen werden. Mit der Einrichtung 
einer hauptamtlichen Geschäftsstel-
le wird in den meisten Fällen eine 
Fokussierung, strategische Orientie-
rung und Formalisierung eingelei- 
tet. Aufgaben und Beteiligung der 
Stiftungsräte fallen je nach dem ge- 
wählten Governance-Stil sehr unter- 
schiedlich aus. Wo die eigentlich 
treibende Kraft der Stiftungsarbeit 
verankert ist, liegt neben den forma- 
len Strukturen auch in den Persön- 
lichkeiten der Akteure begründet. In 
stabs-dominanten Strukturen haben 
die Geschäftsführer oft Mechanis- 
men entwickelt, Stiftungsräte in die 
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VERANSTALTUNGEN 2010
«Schriften zum Stiftungsrecht» er- 
schienen. Der 2. Zürcher Stiftungs- 
rechtstag ist für Frühsommer 2012 ge- 
plant. 
www.zentrum-stiftungsrecht.uzh.ch
Forum des fondations 
Unter dem Titel «Et si un million ne 
suffisait pas? Le nouveau boom des 
fondations et ses risques» diskutier-
ten am 30. 6. 2010 Michel Glauser, 
Thierry Lombard, Jean Pirrotta, Cos-
tin van Berchem, Peter Spinnler und 
Nicolas Borsinger die Chancen und 
Risiken von Klein- und Kleinst-
stiftungen. Veranstaltet wurde das 
dritte «Forum des fondations» von 
SwissFoundations, moderiert wur-
de das mit 80 Gästen gut besuchte 
Forum von François Schaller, Chef-
redakteur von L’AGEFI. 
www.swissfoundations.ch
Philanthropie am Morgen 
Das CEPS hat mit der Workshop-
Reihe «Philanthropie am Morgen» 
eine neue Weiterbildungsmöglich-
keit für NPO geschaffen. Vierteljähr-
lich lädt das CEPS Referierende aus 
Forschung und Praxis ein, die Ver-
tretern von gemeinnützigen Organi-
sationen in 1,5-stündigen interakti-
ven Workshops praktisches Wissen 
Zürcher Stiftungsrechtstag 
  
Die Universität Zürich bot die Kulisse 
für den am 16.4.2010 vom Zentrum 
für Stiftungsrecht an der Universität 
Zürich veranstalteten 1. Zürcher Stif- 
tungsrechtstag zum Thema «Perspek- 
tiven des Stiftungsrechts in der 
Schweiz und in Europa». Der erste 
Teil der von Dominique Jakob ge-
leiteten internationalen Tagung galt 
Mit-, Zu- und Dachstiftungsmodel- 
len als Zukunft des Stiftungswesens. 
Im zweiten thematischen Block 
widmeten sich die Referenten dem 
Schweizer Stiftungs- und Gemein-
nützigkeitsrecht in Europa und dach- 
ten vor dem Hintergrund ausländi-
scher Rechtsreformen und der Ent-
wicklungen auf europäischer Ebe-
ne über die Rolle der Schweiz als 
attraktiver Standort für gemeinnüt-
zige Stiftungen nach. Der letzte The-
menblock blickte auf die Zukunft 
privatnütziger Vermögensperpetuie-
rung in der Schweiz. Als Referenten 
der mit über 170 Teilnehmenden 
grossen internationalen Veranstal-
tung fungierten Christoph Degen, 
Bernd Ebersold, Jochen Ettinger, 
François Geinoz, Harold Grüninger, 
Susanne Kalss, Manuel Liatowitsch, 
Peter Rawert, Thomas Sprecher, Goran 
Studen, Nedim Peter Vogt, Georg 
von Schnurbein und Brigit Weite-
meyer. Im Dezember 2010 ist der von 
Dominique Jakob herausgegebene Ta-
gungsband zum 1. Zürcher Stiftungs- 
rechtstag, Perspektiven des Stiftungs- 
rechts in der Schweiz und in Euro- 





10. Schweizer  
Stiftungssymposium 
«Stiftungen und Gesellschaft im 
Dialog» – Unter diesem Titel trafen 
sich am 9.11.2010 im Berner Bier-
hübeli über 180 Stiftungsinteressier-
te aus der ganzen Schweiz. Anläss-
lich des 10-jährigen Jubiläums lud 
SwissFoundations Vertreterinnen und 
Vertreter der wichtigsten Anspruchs-
gruppen ein, einen Blick von aussen 
auf das Schweizer Stiftungswesen zu 
werfen. Die Einladung angenommen 
haben unter anderem Bundesrätin 
Eveline Widmer-Schlumpf, Andreas 
Reinhart, Werner Luginbühl, Anita 
Fetz und Fiona Ellis aus England. 
Moderiert wurde das 10. Schweizer 
Stiftungssymposium von Roger de 




Zu gleich drei Veranstaltungen lud 
im Jahr 2010 das vom Stiftungszen-
trum Bern organisierte Forum Phil-
anthropie: Am 19.1.2010 präsentier-
te das Forum Philanthropie an einer 
Abendveranstaltung in Bern die Re-
sultate der Studie »Diversität und 
Foundation Governance in obersten 
Leitungsorganen gemeinnütziger Stif- 
tungen». Die Studie war 2009 am In-
stitut für Organisation und Personal 
(IOP) der Universität Bern erarbeitet 
worden. Am 4.3.2010 referierten im 
Hotel Widder in Zürich unter an-
deren André Hoffmann, Bernhard 
Lorentz, Patrick Renz und Barbara 
Rigassi zum Thema «Wirkungsvolle 
Philanthropie?!». Und am 4.11.2010 
führte das Forum Philanthropie seine 
jährliche halbtägige Veranstaltung in 
Genf durch. Dieses Jahr zum Thema 
«Philanthrope et impact en temps de 
ressources limitées». 
www.stiftungszenturm.ch
vermitteln. 2010 wurden zwei Ver-
anstaltungen in der Reihe Philan-
thropie am Morgen durchgeführt:
•  «Wie finde ich die richtige Stiftung 
für mein Gesuch?», Dominik Heeb, 
Leiter FoundationFinder, 1.9.2010
•  «Wie erstelle ich ein Projektbud- 




«Integration und Kooperation von 
Stiftungen – Ein Trend mit grossem 
Potenzial». Drei Fachsessions und 
zahlreiche Referate beleuchteten die 
zentralen Chancen und Herausforde- 
rungen von Kooperationen zwischen 
Stiftungen. Im Fokus standen neben 
inhaltlichen Fragestellungen auch 
rechtliche und kommunikative As- 
pekte. Als Referenten traten unter an- 
deren André Hoffmann, Dominique 
Jakob und Hans Lichtsteiner auf. Das 
Stiftungsforum fand am 18.10.2010 
im Zentrum Paul Klee in Bern statt 
und wurde vom in Bern angesiedel- 
ten Stiftungsforum organisiert.
 www.stiftungsforum.ch
Der Schweizer Stiftungstag 
Am 4.11.2010 fand in Thun der von 
proFonds organisierte Schweizer 
Stiftungstag «Wirken und Wirkung 
in Zeiten der Krise» statt. Neben dem 
bereits traditionellen Rückblick von 
Harold Grüninger auf die letztjäh-
rigen Gerichtsfälle, Stiftungsgrün-
dungen und -aufhebungen bot der 
Stiftungstag Fundiertes zu den The-
men Wirkungsmessung, internes Kon- 
trollsystem und Reputationsrisiken. 
Abgerundet wurde der Stiftungstag 
von einer Präsentation der Studie der 
Fondation 1796 und der Podiumsdis-
kussion «Unternehmerisches Denken 
und Handeln bei Stiftungen – ein 




Prof. Dr. Georg von Schnurbein
Prof. Dr. Georg von Schnurbein ist 
Assistenzprofessor für Stiftungsma-
nagement und Leiter des Centre for 
Philanthropy Studies (CEPS) der Uni-
versität Basel, das von SwissFound-
ations, dem Verband der Schweizer 
Förderstiftungen, initiiert wurde. 
Das CEPS ist u.a. wissenschaftli-
cher Partner der nationalen Träger-
schaft für das Europäische Frei- 
willigenjahr 2011. Zuvor arbeitete 
Georg von Schnurbein von 2001–2007 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Verbandsmanagement Institut (VMI) 
der Universität Fribourg/CH. Dort war 
er Projektkoordinator der Schweizer 
Länderstudien für «Visions and Roles 
of Foundations in Europe» und das 
«Johns Hopkins Comparative Non-
profit Sector Project». Er studierte Be- 
triebswirtschaftslehre mit Nebenfach 
Politikwissenschaften an den Univer- 
sitäten Bamberg, Fribourg und Bern. 
Georg von Schnurbein ist Verfasser 
zahlreicher Publikationen zu Themen 
wie Stiftungswesen, Governance, Non- 
profit Management und Marketing.
Prof. Dr. Dominique Jakob, M.I.L. 
(Lund)
Prof. Dr. iur. Dominique Jakob 
studierte Rechtswissenschaften in 
Augsburg, München und Lund 
(Schweden). Er habilitierte sich mit 
der Schrift «Schutz der Stiftung – 
Die Stiftung und ihre Rechtsver-
hältnisse im Widerstreit der Inter-
essen» und besitzt die Lehrbefugnis 
für die Fächer «Bürgerliches Recht, 
Internationales Privatrecht, Rechts-
vergleichung, Zivilverfahrensrecht, 
Handels- und Wirtschaftsrecht so-
wie Steuerrecht». Seit 2007 ist er 
Inhaber eines Lehrstuhls für Privat-
recht an der Universität Zürich, wo 
er im Frühjahr 2008 das «Zentrum 
für Stiftungsrecht» (www.zentrum-
stiftungsrecht.uzh.ch) und 2010 eine 
internationale Tagung, den «Zürcher 
Stiftungsrechtstag», ins Leben gerufen 
hat. Seine Forschungsschwerpunkte 
liegen in der (internationalen) Nach-
lassplanung und Vermögensgestal-
tung (unter Einbezug von Trusts) so-
wie im nationalen, vergleichenden, 
europäischen und internationalen 
Stiftungsrecht (mit einem Fokus auf 
schweizerische, liechtensteinische 
und deutsche Beziehungen). Er ist 
Verfasser zahlreicher Publikationen 
und fungiert als Berater von Regie-
rungen, Finanzinstituten, Unterneh-
men, Stiftungen und Privatpersonen.
Beate Eckhardt, lic. phil. I, MScom
Beate Eckhardt leitet seit 2005 als 
Geschäftsführerin SwissFoundations, 
den Verband der Schweizer Förder- 
stiftungen. Die als Verein organisierte 
SwissFoundations ist ein Zusammen- 
schluss von heute 70 Schweizer 
Förderstiftungen. Aktuell repräsen-
tiert SwissFoundations mit jährlichen 
Ausschüttungen seiner Mitglieder 
von über 200 Millionen CHF rund 
20 % des gesamten Auschüttungs- 
volumens aller Schweizer Stiftungen. 
SwissFoundations engagiert sich für 
den Wissens- und Erfahrungsaus-
tausch, Good Governance, Profes-
sionalität und einen wirkungsvol-
len Einsatz von Stiftungsmitteln im 
Stiftungswesen. Bevor Beate Eck-
hardt die Leitung von SwissFoun-
dations übernahm, war sie als frei- 
schaffende Kommunikations- und 
Projektleiterin mit Schwergewicht 
Bildung, Kultur sowie Architektur 
und Städtebau tätig. Beate Eckhardt 
hat an der Universität Zürich Deut-
sche Sprach- und Literaturwissen-
schaft sowie Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte studiert. 2004 hat sie an 
der Universität Lugano und der UCLA 
einen Master of Science in Commu-
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